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angegangen iſt ein Geſetzentwurf, betreffend die Conſulargerichtsbarkeit. 

Vor der Tagesordnung antwortet Abg. Stumm auf die geſtrige Er⸗ 
klärung Sonnemann's und erkennt an, daß der neulich erwähnte Artikel 
der „Neuen Freien Preſſe“ thatſächlich von der „Frankfurter Zeitung“ nicht 
abgedruckt worden und er in dieſer Beziehung nicht correct informirt geweſen 
ſei. Dagegen hat die „Frankfurter Zeitung“ einen Artikel 1 in dem 
geſagt wird, 75 die von der Eiſen⸗Enquete⸗Commiſſion berufenen Sach⸗ 
berftändigen im Kaiſerhof zuſammen gewohnt hätten, um ſich für das Kreuz: 
feuer der Frageſtellungen vorzubereiten. 

Abg. Sonnemann bemerkt dazu, daß auf die angezogene Stelle doch 
keineswegs die Bezeichnung paſſe, mit der der Artikel der „N. Fr. Preſſe“ 
charakteriſirt wurde, womit dieſe Angelegenheit erledigt iſt. N 

Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die Interpellation der Abgeordneten 
Witte und Stephani, betreffend die Unterſtützung der Betheiligung 
deutſcher Induſtrie an den Ausſtellungen in Sydney und Melbourne ſeitens 
der Reichsregierung. Präſident Hofmann: Die Entſchließung der ver: 
bündeten Regierungen hängt noch von dem Reſultat einiger Ermittelungen 
ab. Ich bin deshalb nicht in der Lage, die Interpellation heute zu beant⸗ 
worten, vermag aber auch nicht den Tag zu bezeichnen, an welchem ich 
dazu im Stande ſein werde. Ich bitte deshalb unter der beſtimmten Ver⸗ 
ſicherung, daß die Interpellation beantwortet werden ſoll, um die Erlaubniß, 
1 Tag der Beantwortung mich mit dem Herrn Präſidenten benehmen 
zu dürfen. 5 x 

Ohne Debatte genehmigt das Haus den Antrag des Abg. Kayſer, 
den Reichskanzler aufzufordern, zu veranlaſſen, daß die gegen den Abge⸗ 
ordneten Fritzſche bei dem Stadtgericht zu Berlin anhängigen Strafverfahren, 
in welchen den 24. und 27. März c. Termine angeſetzt ſind, für die 
Dauer der eigen Sitzungsperiode ausgeſetzt werden. — Veran: 
Iaſſung der Unterſuchungen ſind Anklagen wegen angeblichen Vergehens 
gm # des Vereinsgeſetzes. — Dagegen ſtimmt die conſervative und die 

eichs partei. 

& folgt der Antrag der Abgeordneten v. Seydewitz, v. Helldorff 
und Ackermann, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung in den 
Beſtimmungen, welche die Erlaubniß zum Betrieb des Thegter⸗Ge⸗ 
werbes, der Gaſt⸗, Schankwirthſchaft und des Kleinhandels mit Brannt⸗ 
wein, des Gewerbes von Auctionatoren, die Heranziehung der Wanderlager 
zu den Gemeindelaſten und das Innungsweſen betreffen. 

Abg. Ackermann: Für uns iſt die Gewerbeordnung kein Dogma in 
dem Sinne, daß ſie nicht da Abänderungen erfahren könnte, wo ſie ſich 
nicht bewährt hat. Wir ſind aber doppelt perpflichtet, Schäden zu heilen, 
die herbeizuführen wir ſelbſt beigetragen haben. Denn wo viel Freiheit iſt, 
herrſcht auch viel Irrthum. Wir haben uns damit begnügt, nur die Ziel⸗ 
er anzugeben, und überlaffen den Regierungen die Ausarbeitung eines 

eſetzentwurfes. n Betreff des Gewerbes der Schauſpielunternehmer 
haben wir nicht die Bedürfnißfrage geſtellt, fordern aber, daß die Erlaubniß 
verſagt werde, wenn dem Nachſuchenden die erforderliche Zuverläſſigkeit und 
Bildung des Herzens und Geiſtes abgeht. An find wir mit der geprie: 
jenen Theaterfreiheit gekommen? Die vorſtädtiſchen Theater, Cafes Chan: 
tants und Tingeltangel find Tummelplätze der Frivolität, die den literari⸗ 
chen Abhub des Auslandes vorführen. Ich weiß wohl, daß den Theater: 

irectoren nicht alle Schuld zuzumeſſen iſt, ſie folgen der materiellen Rich⸗ 
tung der Zeit, aber eine Beſchränkung der Theaterfreiheit iſt ein dringendes 
Bedürfniß. Daß die Erlaubniß zum Betriebe der Gaſtwirthſchaft, Schank⸗ 
wirthſchaft oder des Kleinhandels mit Branntwein und Spiritus auch dann 
verſagt werden ſolle, wenn ein Bedürfniß zu einer ſolchen Anlage nicht 
vorliegt, haben zahlreiche Petitionen verlangt, in denen über die Ueber⸗ 
wucherung des Landes mit Schankwirthſchaften geklagt wird. Seit Emani⸗ 
rung der Gewerbeordnung iſt die Zahl der Gaſtwirthſchaften geſtiegen in 

reußen von 104,000 auf 130,000, in Baiern von 21,000 auf 29,000, in 

aden von 7000 auf 9000 und in Sachſen ift die Steigerung gewiß nicht 
feeinger. Da iſt es doch hoch an der Zeit, Einſchränkungen eintreten zu 
aſſen und in Komm einzelnen Falle den Nachweis des Bedürfniſſes zu ber: 
langen. — Ob für größere Städte eine Ausnahme einzutreten bat, 
iſt eine Specialität, deren Entſcheidung den Regierungen überlaſſen 
werden kann. 

Das Gewerbe der Auctionatoren iſt vom norddeutſchen Reichstage mit 
der Beſtimmung freigegeben worden, daß es Behörden und corporativen 
Verbänden nachgelaſſen ſei, ſolche Perſonen zu vereidigen und öffentlich an⸗ 
zuſtellen. Wir halten es aber für richtig, daß dieſes Gewerbe conceſſtons⸗ 
pflichtig gemacht, um wenigſtens zu erreichen, daß es nur von erprobt 
rechtlichen Leuten ausgeübt wird. Zahlreiche Petitionen liegen auch be⸗ 
Ema der Wanderlager und Wanderauctionen wieder vor, die ſich ſeit der 

manirung der Gewerbeordnung in erſchreckender Zahl vermehrt haben, 
obwohl das Bedürfniß zu derartigen fliegenden Geſchäften nicht erwieſen 
iſt. Wir wollen die Wanderlager, die unter Umſtänden wohlthätig wirken 
können, nicht verbieten, aber nicht durch die eh ebung begünftigen, und 
ihnen nicht Vortheile zuwenden auf Koſten der jehhaften Gewerbetreibenden. 
Bis heute iſt es noch nicht einmal möglich geweſen, ſie zu den Communal⸗ 
abgaben heranzuziehen, weil ſie ſich an keinem Orte länger als drei Mo⸗ 
nate aufgehalten. Dieſer Uebelſtand bedarf dringend einer Abänderung. 
Der Einwand, daß das Princip der Freizügigkeit darunter leiden könne, 
trifft nicht zu. Viele Gemeinden haben bereits auf eigene Hand verſucht, 
die Wanderlager zur Communalſteuer heranzuziehen, doch iſt hier eine ge: 
ſetzliche Regelung nothwendig. Was die Frage der Innungen betrifft, ſo 
erkennen wir die Initiative des preußiſchen Handelsminiſters durch ſeinen 
bekannten Erlaß, dem die ſogenannten Osnabrücker Statuten zu Grunde 
gelegt ſind, dankbar an, aber es wird dadurch wenig oder nichts erreicht 
Werden. Abgeſehen davon, daß der Erlaß zunächſt nur eine Bedeutung für 
Preußen hat, traut er den Handwerkern eine Energie und einen Gemeinsinn 
zu, den ſie nicht haben und auch nicht haben können. 

Nach der Gewerbeordnung iſt die Qualification des Handwerkers kein 
Vorzug mehr, der Geſelle iſt zum Arbeiter degradirt worden; unter den 
früheren Verhältniſſen trachtete der Lehrling darnach, Geſelle zu werden 
und wenn er es geworden, ſo war er ſtolz darauf gegenüber dem Arbeiter. 
Das hat die Gewerbeordnung geändert zum Nachtheil der Gewerbe und 
der Geſammtheit des Staates — und zur Stärkung der Socialdemokratie. 
Das Osnabrücker Statut giebt in der Hauptſache nur Geſichtspunkte für 
die Bildung und Organiſation von Innungen an und bewegt ſich in allge: 
meinen Ausdrücken; eine wohlthätige Regelung des Innungsweſens kann 
nur durch die Abänderung der Gewerbeordnung herbeigeführt werden. Daß 
dieſe Regelung nothwendig iſt, haben nicht nur Zeitungen conſervativer 
Richtung conſtatirt, ſondern auch viele angeſehene liberale Blätter, wie die 
„Kölniſche Zeitung“, „Augsburger Allgemeine Zeitung“, „Hamburger 
Correſpondent“ und ſelbſt das „Berliner Tageblatt“. 10 den einzelnen 
von uns mit Bezug hierauf vorgelegten Sätzen wird vielleicht manche Er⸗ 
gew d = ion änderung nothwendig fein, im Weſentlichen treffen fie 
gewiß das Richtige. 

Reichskanzleramtspräſident Hofmann: Es handelt ſich zunächſt um die 
Frage, in wie weit die Beſtimmungen der Gewerbeordnung über die 
Conceſſtonspflichtigkeit der Gewerbe einer Ergänzung bedürfen. In dieſer 
ee hat bereits ein Geſetzentwurf vorgelegen, der in den Motiven 
weſentlich vervollſtändigt dem Bundesrath abermals zur Beſchlußfaſſung 
vorgelegt worden iſt. Auch in dieſem Jahre wird er das Bedürfniß aner⸗ 
kennen, die 88 30 und 33 der Gewerbeordnung ($ 30 handelt von der 
Conceſſion zu Kranken⸗, Entbindungs⸗ und Irrenanſtalten von Privaten, 
* bon der Erlaubniß zum Betriebe von Gaſt⸗, Schankwirtbſchaften und 

leinhandel mit Branntwein) auszudehnen und wird der Geſetz⸗Entwurf 
Wand vielleicht noch in dieſer Seſſion zugehen. Ueber die Frage der 
N an und Waarenauctionen it dem Haufe in der letzten Seſſion 
eine Denkſchrift zugegangen, die auch im Bundesrathe zu eingehender Er⸗ 
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wägung geführt hat. Ein Bedürfniß auf dieſem Gebiete Aenderung zu 
ſchaffen, liegt ja zweifellos vor; die Praxis hat gezeigt, daß die jetzigen Be⸗ 
ſtimmungen nicht ausreichen, um den Auswüchſen auf dieſem Gebiete des 
gewerblichen Lebens entgegenzutreten. Es wird ſich bei der Geſetzgebung 
darum handeln, die Frage der Wanderlager im Zuſammenhang mit dem 
Titel VII der e „Gewerbebetrieb im Umherziehen“ zu regeln. 

Es handelt ſich namentlich auch darum, eine gleichmäßige Auffaſſung 
der perbündeten Regierungen über das rechtliche Verhältniß deſſelben berbei⸗ 
zuführen. Es waren nämlich abweichende Auffaſſungen geliend gemacht 
worden, ob die Wanderlager unter allen Umſtänden als Gewerbebetrieb 
im Herumziehen oder als ſtehender Gewerbebetrieb zu betrachten ſeien. 
Davon hängt ja ſehr viel ab. Es iſt nun, nachdem der Ausſchuß des 
Bundesrathes ſich mit der Frage beſchäftigt hat, mit Wahrſcheinlichkeit an 
zunehmen, daß der Bundesrath anerkennen wird, daß es ſich um einen 
Gewerbebetrieb im Umberziehen handelt. Die Anſicht der Reichsregierung 
und wohl auch aller verbündeten Regierungen geht dahin, daß der § 38 
des Freizügigkeitsgeſetzes allerdings ausſchließt, einen Neuanziehenden, ſo⸗ 
fern er nicht länger als drei Monate am Orte bleibt, zu perſönlichen Com⸗ 
munalabgaben heranzuziehen; aber es muß den Gemeinden unbenommen 
bleiben, eine Steuer vom Gewerbebetriebe auch vom Inhaber eines Wander⸗ 
lagers zu erheben, ſelbſt wenn ſein Aufenthalt drei Monate nicht überſteigt. 
Eine Reviſion der Beſtimmungen über den Gewerbebetrieb im Umherziehen 
wird nothwendig ſein, wenn auch der betreffende Geſetzentwurf noch nicht 
in der jetzigen Seſſion vorgelegt werden wird. Was die Neubelebung der 
Innungen betrifft, ſo iſt das Circular des preußiſchen Handelsminiſters 
allen verbündeten Regierungen mitgetheilt worden, die ſich auch zum Theil 
ſchon darüber geäußert haben. Nach dem Eindruck, den dieſe Aeußerungen 
machen, ſcheint es die Abſicht der Mehrheit der verbündeten Regierungen 
nicht zu ſein, jetzt ſchon die Gewerbeordnung zu ändern, ehe der Verſuch, 
welchen der preußiſche Handelsminiſter empfohlen hat, nicht zu Ende geführt 
iſt. Ob er zu einem Reſultate führen wird, darüber kann man ja ztoeifel- 
haft ſein; aber das Urtheil des Vorredners ſcheint mir doch zu hart, wenn 
er es von vornherein als zweifellos anſieht, daß es dem ehrenwerthen 
Stande an der Selbſtſtändigkeit und dem Gemeinſinn fehlt, der nöthig iſt, 
um auf Grundlage der jetzt geltenden Beſtimmungen zu einem Innungs⸗ 
weſen zu gelangen. Wird der Verſuch zu dieſer Ueberzeugung fübren, ſo 
iſt das eine traurige Erfahrung, die dann die Geſetzgebung zum Einſchreiten 
veranlaſſen wird. Ehe dieſe Erfahrung aber, die wir vielleicht nicht machen 
werden, nicht wirklich gemacht iſt, fell die Geſetzgebung nicht ohne Noth an 
den beſtehenden Vorſchriften Aenderungen vornehmen. (Beifall.) 

Abg. M. Wiggers: Obwohl einige Punkte des vorliegenden Antrages 
discutirbar ſind, müſſen wir ihn doch ablehnen. Schon 1877 wurde in 
vielen Anträgen die Gewerbeordnung für alle wirthſchaftlichen Mißſtände, 
ſo wie heute die Handelsverträge, verantwortlich gemacht. Ein Antrag des 
Grafen Galen wollte uns die mittelalterlichen Zünfte zurückführen. Das 
Verlangen der deutſchen Reichspartei auf Aenderung der Geſetzgebung wies 
der Reichskanzleramtspräſident am 12. März 1877 trefflich aus dem Grunde 
zurück, weil die Zeit einer wirthſchaftlichen Kriſis für eine große Reform auf 
dieſem Gebiete nicht geeignet ſei. Derſelbe erklärte am 2. März v. J., daß 
die Arbeit ein viel zu werthvolles Gut ſei, als daß man ſie zum Gegen⸗ 
ſtande gewagter Experimente machen dürfe. Nicht durch Geſetze, ſondern 
durch eigene Arbeit und Sparſamkeit muß der Gewerbeſtand ſich wieder 
aufrichten. Nach der Novelle zur Gewerbeordnung dom vorigen Jahre darf 
man dieſen Stand jetzt nicht durch die Erwartung ne ner Aenderungen be 
unruhigen. Die liberale Partei iſt jetzt in Wahrheit die einzig conſervative 
im Schutze des gegenwärtigen Standes der Geſetzgebung gegen die ruhe⸗ 
und raſtloſe Agitation der conſervativen Parteien. Der vorliegende Antrag 
enthäit etnen ſtarken Angriff auf die Gewerbefreiheit und die Freizügigkeit. 
Die Gründung des deutſchen Reiches iſt nur dadurch möglich geweſen, daß 
man jedem Bürger das Recht einräumte, in jedem Staate zu wohnen und 
fein Gewerbe auszuüben. Der Segen der einheitlichen Gewerbeordnung 
kann nur begreifen, der, wie ich, die alten mecklenburgiſchen Zuſtände kennt. 
Da konnte man ſich oft 10 bis 12 Jahre vergeblich um das Niederlaſſungs⸗ 
recht bewerben und oft war nicht eher anzukommen, als bis es dem Be⸗ 
werber gelang, eine Meiſterswittwe oder Tochter zu heirathen. Bedauerlich 
iſt es nur, daß wir die Gewerbefreibeit und Freizügigleit nicht 80 Jahre 
früher, gleichzeitig mit Frankreich, erhalten haben, das ſeine jetzige wirth⸗ 
chaftliche Ueberlegenheit über uns wohl dieſem Umſtande mit derdankt. 

ch freue mich daher, daß der Reichskanzleramtspräſident ſich heute ähnlich 
wie früher ausgeſprochen. Da er eine Vorlage über den Ausſchank von 
Branntwein noch für dieſe Seſſion in Ausſicht ſtellt, und eine Vorlage über 
Wanderlager noch im Werke iſt, ſo brauchen wir uns hier nicht in einer 
Commiſſion den Kopf zu zerbrechen. Ich billige übrigens durchaus die Be⸗ 
ſteuerung der Wanderlager, auch durch eine Gemeindeſteuer, die ich nach 
$ 8 ves Freizügigkeitsgeſetzes nicht für unzuläſſig halte. Bei freier Con⸗ 
currenz iſt es ungerecht, die ſeßhaften Gewerbetreibenden allein die Laſten 
DE tragen zu laſſen, deren Wohlthaten der Umherziehende mit: 
genießt. 

Bezüglich der Theaterfrage freue ich mich, daß der Abg. Ackermann hier 
wenigſtens die Bedürfnißfrage nicht erhebt. Aber er wünſcht ein Examen 
über Geiſtes⸗ und Herzensbildung, für das doch die Polizei nicht competent 
ein kann. Sein Antrag legt ferner die Verantwortlichkeit nicht dem Schau⸗ 
piel⸗Director, ſondern dem Unternehmer auf, der auch eine Actien⸗Geſell⸗ 
haft fein kann. — Soll dieſe vielleicht auch ein Examen über Herzens⸗ und 
Geiſtesbildung beſtehen? Man muß, wie Paul Lindau im Hinblick auf 
Frankreich es in einem Artikel der „Gegenwart“ au seinandergeſetzt hat, 
zwiſchen Theatergewerbefreiheit und Theaterfreiheit unterſcheiden. Erſtere 
beſteht in Frankreich, letztere durchaus nicht, vielmehr ſind nur gewiſſe Arten 
von Stücken in jedem Theater geſtattet und eine beſondere Genfurbehörde 
prüft jedes einzelne Stück. Unſer gegenwärtiger Zuſtand, nach welchem jeder 
Polizeidirector ein Stück verbieten kann, iſt der allerſchlechteſte, wie das Ver⸗ 
bot der Fourchambaults in Stettin bewieſen hat. Hier war der Miniſter 
des Innern anderer Anſicht als der Polizeidirector, der das Stück verbot. 
Der Abg. Miquel ſchlug ſchon im Abgeordnetenhauſe die Einſetzung einer 
Gemeindebehörde vor, die darüber entſcheiden ſoll, ob ein Stück für junge 
Mädchen paßt oder nicht. Alſo in der vollſtändigen Theaterfreiheit liegt 
die Gefahr, aber die Frage gehört nicht in die Gewerbeordnung. Endlich 
ſoll nur den Mitgliedern der Innungen das Recht zuſtehen, Lehrlinge zur 
Ausbildung anzunehmen. Wenn nun die Theilnahme an der Innung von 

ewiſſen Bedingungen abhängig gemacht wird, z. B. einer Meiſterprüfung, 

o ſind dieſe alſo auch die Bedingungen für das Halten von Lehrlingen. 
Vor einem ſolchen Zwange muß ich warnen; er führt uns wieder zu dem 
alten Zunftweſen zurück. (Sehr wahr! links.) Das bedeutet aber die wirtb: 
Kerne Reaction, wie ſie jetzt auch in der Steuergeſetzgebung ſtattfinden 
oll. Wir ſchützen den kleinen und mittleren Gewerbeſtand am beſten, in⸗ 
dem wir ihn vor Vertheuerung ſeiner Nahrung, Wohnung, Kleidung, 
. und Licht bewahren; denn dieſer Stand erhält für die höhere 

erzollung kein Aequivalent. Bei der jetzigen Ueberhäufung mit Arbeiten 
iſt es am beiten, nicht nur den Antrag jelbit, ſondern auch die Ueberweiſung 
deſſelben an eine Commiſſion abzulehnen. 5 

Abg. Freiherr v. Hertling: Meine Partei (das Centrum) ſympathiſirt 
im Weſentlichen mit dieſem Antrage und wird die einzelnen Vorſchläge 
loyal prüfen. Wir wollen nicht den alten Polizeiſtaat wieder einführen und 
Zuſtände wiederherſtellen, die durch die Entwickelung der Zeit gefallen ſind. 
Ein vergeblicher Verſuch dieſer Art war die preußiſche Gewerbeordnungs⸗ 
Novelle von 1849; die bier geſchaffenen Organiſationen ſtanden deshalb 
auch lediglich auf dem Papier. Wohl aber kann die Geſetzgebung beſtehende 
Rechte ſchützen. Dieſer Gedanke leitete uns auch bei der Berathung der 
Fabrikgeſetzgebung. Wir wollten den Großbetrieb der Induſtrie nicht ein⸗ 
chränken, aber das t de und phyſiſche Leben des Arbeiters und das 
Heiligthum ſeiner Familie ſchützen. Man muß gewiſſe Rechte der Geſammt⸗ 
heit gegen Einzelne ſchützen; nur muß man ſich dabei hüten, daß man nicht 
das Privatintereſſe Einzelner für das Geſammtintereſſe halte. Mit dem 
Antrage zu I bin ich vollkommen einverſtanden. Gegenüber dem großen 
Unweſen, welches jetzt mit dem Theater getrieben wird, würde ich ſelbſt die 


Controle durch untergeordnete Behörden zugeſtehen. Bezüglich des An⸗ dig ſei oder ob dieſelbe ausreiche. 


Expeditlen: Aurrenftraße Nr. 20. 
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Außerdem übernehmen elle Poſt⸗ 
„welche Sonntag einmal, Montag 
agen dreimal erſcheint. 


Sonnabend, den 22. März 1879. 
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trages UI iſt Sorge zu tragen, daß nicht der polizeiliherr Cbikane Thür und 
Thor geöffnet und die politiſche Mißfälligkeit oder Gefälligkeit des die 
Schankconceſſion Nachſuchenden den Ausſchlag giebt. Ich bin auch zu einer 
Revifion der Gefetzgebung bereit, ſofern fie nicht ausreicht, um die Wander⸗ 
lager gerecht zu beſteuern. Die Innungen endlich wollen wir nicht künſtlich 
ſchaffen, nech weniger die alten Zünfte reconſtruiren. Aber ſoweit es auf 
Grund der heutigen wirthſchaftlichen Verhältniſſe möglich, wollen wir die 
Innungen fördern. Viele Momente, aus denen die alten Organiſationen 
dieſer Art Nahrung und Kraft ſogen, ſind jetzt weggefallen; namentlich 
fehlt das religiöje Element, und wir können es nicht wiederherſtellen. Wir 
können aber den Corporationen gewiſſe Vortheile gewähren, weil die In⸗ 
nungen für die Geſammtheit ſehr nützlich ſind, namentlich indem ſie eine 
Sonderung des Handwerks von der Großinduſtrio ermöglichen. Solche 
Vortheile ſind die Befegung der Schiedsgerichte und die Aufſicht über die 
Fachſchulen. Dagegen bin ich nicht dafür, daß die Innungen das Mono⸗ 
pol der n erhalten. Dieſe Beſtimmung iſt illuſoriſch, 
wenn die Annahme jugendlicher Arbeiter auch den nicht der Innung an⸗ 
gehörigen Gewerbetreibenden geſtattet wird. Das Verbot einer ſolchen Anz 
nahme jugendlicher Arbeiter aber geſtattet die fegenmärtige Lage des Hands 
werkerſtandes nicht. Ich beantrage, den vorliegenden Antrag einer Com⸗ 
miſſion von 21 Mitgliedern zu überweifen: 

Abg. Lasker: Der wichtigſte Theil der Anträge bzieht ſich auf die 
Schankwirtbſchaften und da in Bezug auf dieſelben eine Aegierungsvorla e 
zu erwarten it, jo kann das Haus heute darüber einen definitiven Beſchlu 
nicht faſſen. Die Commiſſion, der die Anträge überwieſen werden, wird 
dann auch jene Vorlage zu prüfen haben. Den berechtigten Klagen über 
die ſtarke Vermehrung der Schankwirthſchaften wird übrigens auch die 
Wiedereinführung der Bedürfnißprüfung ſehr wahrſcheinlich nicht 1 
ſchaffen. Ich ſpreche mich nicht dagegen aus, daß dieſer Perſuch gem 
werde; wir haben ihn ja theilweiſe in Preußen ſchon in Beziehung auf 
alle mit ſtarken Getränken, mit Spiritus u. ſ. w. in Verhirdung ſtehenden 
Gewerbe, aber ich glaube nicht, daß es von ſehr großem Nu zen geweſen iſt. 
Viel wirkſamer würde ſein, wenn wir dazu kämen, dieſe Frage mit der 
Spiritusbeſteuerung in Verbindung zu bringen und unter Freigabe des 
induſtriellen Spiritus eine hobe Getränkeſteuer einzuführen. Dadurch wird 
die Bedürfnißfrage jedem einzelnen Gewerbetreibenden anheimgegeben. Aber 
ich will dieſe wichtige Frage nicht auf eine ſo weite Zukunft verſchieben und 
etwaige anderweite Abhilfe dadurch verzögern. Ich wünſche deshalb, daß 
dieſe ſehr wichtige Frage der Commiſſion zur Erwägung überwieſen werde, 
welche gleichfalls die Regierungsvorlage zu prüfen haben wird. In Bezug 
auf die Wanderlager bringt der conferbative Antrag eine ſehr dankenswerthe, 
die Gewerbefreiheit gegen den jetzigen Zuſtand ſchützende Beſtimmung. Un⸗ 
l beſchränkt die Gewerbeordnung die ſtaatliche und communale 

eſteuerung der Wanderlager in keiner Weiſe. Thatſächlich iſt von dieſem 
Rechte ohne en des Bundesrathes, in einzelnen deutſchen Staaten 
in einer Weile Gebrauch gemacht worden, daß es mit der förmlichen Unter 
drückung der Wanderlager in Umgehung des Geſetzes faſt gleichbedeutend iſt. 

Ich freue mich, daß von conſervativer Seite durch ein Steuermaximum 
dieſer Praxis entgegengetreten werden ſoll. Denn eben ſo allgemein wie 
die Klagen über die durch die Wanderlager hervorgerufenen Mißſtände, 
eben ſo allgemein iſt die Anſicht, daß eine völlige Unterdrückung der Wan⸗ 
derlager der freien Bewegung des Gewerbes ſchädlich ſein wird. Alſo auch 
dieſen maßvollen conſervativen 5 werden wir erwägen müſſen. 
Die Frage der Auctionatoren und Theater iſt unweſentlich. Seit⸗ 
dem die gerichtliche Praxis gewiſſe Practiken der Auctionatoren unter den 
Betrugsparagraphen des Strafgeſetzbuches ſubſumirt hat, kann eine wirk⸗ 
ſame Polizei allem Unfug derſelben vorbeugen. das Gericht die 
äußeren Kenntniſſe eines Theaterunternehmers, wie Leſen, Schreiben 2c- 
prüfen ſoll, iſt durchaus unerheblich. Den Bildungsgrad eines Menſchen 
aber nachzuweiſen, iſt ungemein ſchwer. Ich hade Menſchen mit glatten 
Umgangsformen kennen gelernt, die aber unvorbereitet ſich als ganz un⸗ 
gebildete Menfhen erwieſen. Bei der erſten Berathung der Gewerbe⸗ 
ordnung wurde ſchon erwähnt, daß es hier in Berlin verſchiedene treffliche 
Theaterdirectoren gebe, die nicht leſen oder ſchreiben können. Es iſt eine 
allgemeine Erfahrung, daß für das Theater eine ganze Anzahl Erforder⸗ 
niſſe nöthig ſind, die 1055 unter den herkömmlichen 0 „Kenntniſſe“ 
oder „Bildung“ fallen. Wenn der Abg. Ackermann gar die Verchlechterung 
der Theaterſtücke, den Abhub der franzöſiſchen Dramaturgie der Theater⸗ 
freiheit zuſchreibt, ſo glaube ich, daß er noch ſehr wenige königliche Hof⸗ 
und privilegirte Theater beſucht hat. Und wer vertritt dieſen Abhub in 
ſeiner eigenen Vaterſtadt in einer Art, von der ich meine, daß nicht nur 
junge Mädchen, ſondern auch gereifte Männer wohlthun, ſich zu entfernen, 
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wenn ſie in ein ſolches Stück hineingerathen? (Widerſpruch.) Ich habe das 
ſelbſt im königlichen Hoftheater zu Dresden erlebt. Wollen Sie ein Bribie 
legium für dieſe haben? Die Theaterverhältniſſe ſind in heutiger Zeit 
leider ſo, daß wenn einmal ein gutes Stück gegeben wird, der Intendant 
wieder an die Füllung feiner Kaſſe denkt und ſolche Stücke bervorſucht, wie 

ich fie oben charalteriſirt habe. Das bewirken nicht die Schauſpiele und die 
Schauſpieldirectoren, der Geſchmack des Publikums verdirbt das Theater 
und mit einer Einſchränkung wird hier nichts geleiſtet. 5 hi 

Dieſe Schäden können auf ganz anderem Gebiete geheilt werden, als 
auf dem der Reform der Gewerbeordnung. Indeſſen dieſe Anträge fine 
blos Präludien, das Wichtigſte iſt der Antrag auf die Stärkung des 
Innungsweſens. Im Grunde genommen haben die Vertreter der Negier 
rung Recht, wenn ſie erſt die Frage erörtern wollen, ob und inwieweit die 
beſtehende Geſetzgebung ausreicht, um die Innungen zu beleben, und keine 
geringere Autorität als der preußiſche Handelsminiſter iſt der Meinung, daß 8 
das gegenwärtige Geſetz ausreicht, daß nur nicht genügend Gebrauch von Sy 
ihm gemacht wäre. Wäre bei dem Handwerkerſtande wirklich fo wenig 
Energie vorhanden, wie der Abg. Ackermann meint, jo würde höchſtens den 
Junungszwang helfen können, der in den Anträgen übrigens nur umſchries 
ben iſt. In einem Punkte ſtimme ich dem Abg. v. Hertling bei: niemals 
wird man mit den Geſetzen Menſchen, die träge find und nicht in ſich ſelbſt 
die Kraft haben, um neue Organiſationen zu Stande zu bringen, zu ſolchen 
bewegen. Dieſe Trägheit beherrſcht aber den deutſcher Handwerkerſtand 
keineswegs. Wo ſich nach dem Menſchenmaterial und der: gewerblichen Ver⸗ 
hältniſſen lebendige Corporationen entwickeln können, da werden lebens⸗ 
fähige Innungen entſtehen, es werden aber auch folge entſtehen, die nur 
Carricaluren von Innungen find, und darum muß man ſich die Innungen 
anſehen, dennen man ſo große Rechte und Privilegien überweiſt. Nach den 
Anträgen ſollen fie dagegen allen Innungen zugewieſenn werden; das wäre 
weder im Sinne der Gewerbeordnung, noch im Sinne einer lebendigen Be⸗ 
wegung der Corporationen 1 Ich bin gern bereit, zu der geſetze 
lichen Beſtimmung, daß die Innungen, je nach dem Grade ihrer Ent: 
wickelung, ſowohl bei der Aufſicht über das Lehrlirigsweſen als bei der i 
Aufftellung von Schiedsgerichten verhältnißmäßig bespeiligt werben ſollen. 

Das wird zur Folge haben, daß die Innungen da, wo fie ſich vollkräf; 
tige entwickeln, auch vollſtändig zugezogen werden, wo aber das freie Ge 
werbe einen eben ſo großen Umfang bat wie das gebundene Handwerk, 
werden ſich beide Theile mit einander vergleichen wiüſſen. Auch wir wollen 
im Handwerk lebendige Corporationen hervorrufen und unterſtäßen, wo das 1 
Leben im Volke vorhanden iſt, und in dieſer Bo rausſetzung haben wir die 
Gewerbeordnung gegeben. Leider blieben die in ihr liegenden nützlichen 
Keime für die Bildung von Kaſſen, Schiedsgerichten und Inungen vom 
Volke unbeachtet, jo lange der wirthſchaftliche Mufſchwung dauerte. Als die 
ſchlechten Zeiten kamen, hörte man von allen Seiten den Ruf, daß daran 
auch das Fehlen der Corporationen Schuld ſei, daß die Gewerbeordnung 1 
nur die Freiheit, nicht auch die entſprechenden Geſtaltungen gebracht habe. 
Und doch enthalt die Gewerbeordnung ſchon die Handhabe, dieſe Bildun: 
gen wenigſtens zu verſuchen, was allerdings vielen Handwerkern unbekannt 
iſt. Ich bin trotzdem nicht abgeneigt zu dieſem Theile den Antrag an eine 
Commiſſion zu verweiſen, um in ihr zu unterſuchen, was aus ihm ausge: 
ſchieden werden muß. Sodann wünſche ich, daß dieſelbe Commiſſion an den 
Hand der Gewerbeordnung erwäge, was, wenn man den Innungszwang 


nicht haben will, etwa noch zur Sell der Gewerbeordnung nothwen⸗ 
ei . 
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ſtimmt formulirt ſind. Im Allgemeinen muß ich ſagen, 


Vorlage über die Gewerbegerichte. 


a been, die ſich bereits bewährt haben. 


5 beſehen donn Zuſtand in der Verwaltung der 
e 


franzöſiſcher und neuer Reichsgeſetzgebung, welche in Straffällen doppelte 
Sola e austheilen, noch die Fehlgriffe der höheren Beamten, die falt 


Abg. Günther l(Sachſen): Wenn die Zollfrage uns anregt, der deutſchen 
ae nach außen zu helfen, jo werden wir heute ermahnt, zu unter: 
chen, ob wir zu dem Gedeihen des deutſchen Gewerbes im Innern bei⸗ 
tragen können. Die bereits von verſchiedenen Seiten geſtellten ähnlichen 
Anträge beweiſen, daß ebenſo wenig wie auf politiſchem auf gewerblichem 
Gebiete der vollſtändige Freihandel und die völlige Concurrenzfreiheit ſich 
bewährt haben. Heute werden dieſe Anträge auf jener Seite nicht mehr 
bekämpft, wo man ſich doch gegen frühere dahingehende Petitionen aus 
Gewerbekreiſen rein negativ verhielt, und mit dem amerikaniſchen Rufe: 
Hilf dir ſelbſt! tröſtete. Unſere Anſchauung kommt jetzt zur Geltung. Wir 
wollen nicht Inſtitute vergangener Jahrhunderte beleben, auch nicht Polizei⸗ 
willkür conſtituiren, wir wollen aber eine Conſolidation der gewerblichen 
Verhältniſſe unter Mitwirkung des Staates. Von dieſem Standpunkte be⸗ 
rüßen wir die Anträge mit Sympathie. Die Beſtimmungen über die 
chankconceſſionen und die Theater können hier ſogleich im Plenum be⸗ 
rathen werden. Das Bedürfniß der erſteren iſt allſeitig anerkannt. Was 
die Theater anbetrifft, ſo haben ebenſowenig wie die materielle Welt die 
Bretter, welche die Welt bedeuten, die abſolute Freiheit ertragen können, 
und mit einer Aenderung werden Sie ſich ein Verdienſt um die Kunſt, die 
Künſtler und das Publikum erwerben. Wenn der Abg. Lasker das Theater⸗ 
Repertoir des Dresdener Theaters getadelt hat, ſo muß ich dem gegenüber 
ſagen, daß daſſelbe faſt zu claſſiſch iſt. (Heiterkeit.) Vermuthlich war das 
Stück, das den Abg. Lasker fo beleidigt hat, die „Hochzeit des Figaro“ ger 
weſen. (Heiterfeit.) Die Anträge über die Wanderlager und das Innungs⸗ 
weſen bedürfen aber einer commiſſariſchen Berathung, weil ſie nicht be⸗ 
daß wir zwar 
keinen directen Innungszwang wollen, aber doch den Innungen und den 
Regierungen zur Belebung derſelben größere Gewalt als bisher zu geben 
beabſichtigen. 5 
Abg. Bauer (Hamburg): Es iſt jetzt allgemein anerkannt, daß die Ge: 
werbevordnung von innen heraus revidirt werden muß. Nach Geſetzen, die 
den praktiſchen Bedürfniſſen des Gewerbes entſprechen, ringen jetzt auch 
Oeſterreich und 78 Wir haben auf dieſem Gebiete das Hilfskaſſen⸗ 


und Lehrlingsweſen geregelt, aber um dieſes wirkſam zu machen, bedarf das 


Gewerbe der Corporation. Hoffentlich erhalten wir auch demnächſt eine 
Schon bei der Berathung der Gewerbe⸗ 
ordnung wandten ſich zahlreiche Petitionen aus Handwerkerkreiſen gegen die 
abſolute Concurrenzfreiheit und ihre Kaſſandrarufe haben ſich beſtätigt. Im 

ahre 1874 hat ſchon eine freie Commiſſion ein Statut für Innungen 
elbſtſtändiger und unſelbſtſtändiger Arbeiter ausgearbeitet und dazu kommt 
neuerdings der Osnabrücker Verſuch. Gerade dieſer aber beweiſt, daß eine 
Aenderung der Gewerbeordnung nöthig iſt. (Redner geht auf eine Kritik 
der Detailbeſtimmungen des Osnabrücker Statuts ein und ſucht deren 
Widerſpruch mit beſtehenden Geſetzen nachzuweiſen.) Ich will, fährt der 
Redner fort, keinen Innungszwang und kein Arbeitsmonopol, aber ich er⸗ 
blicke in den Innungen einen Weg, neben der Freizügigkeit auch das 
Heimathsrecht wieder zu entwickeln. Die Aufnahme in die Innung darf 
nicht von einem kurzen ſelbſtſtändigen Betriebe am Orte, ſondern ſie muß 
von der Qualität des Antragſtellers abhängig gemacht werden, wenn die 
Innungen nicht mehr ſchaden als nützen ſollen. Neben den Innungen 
müſſen auch Gewerbekammern und Gewerbegerichte geſchaffen werden. In 
der Commiſſion wird es uns ſicherlich gelingen, auf Grund dieſer Anträge 
etwas Nützliches für die Gewerbetreibenden zu ſchaffen. Denn man hat kein 
Vertrauen mehr zu den fortſchrittlichen Prinzipien der abſoluten Freibeit. 


Man kann nicht nach Art des babyloniſchen Thurmbaus, indem man Ge⸗ h 
ſetzesſtein auf Geſetzesſtein häuft, in den Himmel gelangen, ſondern in dieſem 


irdiſchen Jammerthal müſſen die praktiſchen Bedürfniſſe hauptſächlich maß⸗ 
gebend ſein. (Beifall.) 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. 5 

Abg. Lasker perſönlich: Ich habe das Dresdener Theater um deswillen 
erwähnt, weil der Abg. Ackermann als Antragſteller von dort iſt. Das 
Stück, welches ich im Sinne hatte, war nicht die Hochzeit des Figaro. In 
Dresden wurden die Offenbachiaden vor und die „Roſa Dominos“ nach der 
Theaterfreiheit aufgeführt. 

Als Antragſteller nimmt das Schlußwort Abg. v. Helldorff: Das 
Bedürfniß einer Reform iſt allſeitig anerkannt. Es iſt nicht der Zweck 
unſerer Anträge unſerem Theater den verlorenen Geſchmack wiederzubringen, 
ſondern wir wollen nur den jetzigen Mißbrauch mit den Tingeltangels 
ſteuern. Viele Schauspieler aus Deutſchland haben auch unſeren Anträgen 


beer Denn nicht blos artiſtiſch, ſondern auch finanziell hat die 


begterfreiheit verderblich gewirkt, wie es in der Zeitſchrift der Genoſſen⸗ 
ſchaft deutſcher Bühnenangeböriger vielfach draſtiſch geſchildert wird. Alſo 
auch in der Praxis werden unſere Anträge nicht lächerlich ſein. Was die 
Schankwirthſchaften betrifft, ſo kommt jetzt in Preußen auf 178, in Baiern 
und Baden auf 158 Seelen, inel. der Frauen und Kinder eine Schank⸗ 
wirthſchaft. Ordnung in dieſe Verhältniſſe iſt nur zu bringen, wenn wir 
der Polizei eine gewiſſe Macht einräumen. Die neulich herausgegebene 
Statiſtik eines Gefängnißarztes zeigt auch eine der Zunahme der Schank⸗ 
wirthſchaften entſprechende Zunahme der Trunkſucht und Verbrechen. Von 
Polizeiwillkür kann dabei keine Rede ſein, weil ja in Preußen die Ent⸗ 


ſcheidungen über Conceſſionen im Verwaltungsſtreitperfahren erfolgen. In 


etreff der Wanderlager freue ich mich vom Präſidenten Hofmann das 
Anerkenntniß des Bedürfniſſes vernommen in haben, gegen dieſelben ein⸗ 
zuſchreiten und daß eine diesbezügliche Vorlage in Ausſicht ſteht. Es iſt 


ja erwieſen, daß die Wanderlager ſtets Schundwgaren führen. Was die 
Innungen betrifft, fo iſt die Empfehlung des Miquel 'ſchen Statuts durch 


den Miniſter Maybach der beſte Beweis, daß etwas in dieſer Beziehung ge⸗ 
ſchehen muß. Ich glaube aber nicht, daß dieſe Anregung durchſchlagende 
Erfolge haben wird und daß wir davon unſere weiteren Maßnahmen ab⸗ 
hängig machen können. Die Keime in der Gewerbeordnung, die für 
nnungsbildungen vorhanden fein ſollen, müſſen doch ſehr tief liegen, da 
te ſeit 10 Jahren as aa Vorſchein gekommen find. 2 
Der Abg. Lasker will nur denjenigen gewerblichen Corporationen Rechte 
Sie können ſich doch aber erſt 
ewähren, wenn man ihnen Rechte giebt und Vortheile zuerkennt. Zudem 
unterliegt ja das Statut der Innungen der behördlichen Genehmigung. 
Daß den Innungen das Lehrlingsweſenzühergeben werde, liegt im öffent⸗ 
lichen Intereſſe, namentlich in dem der Großinduſtrie. 1 glaube, wir 
müſſen alle Anträge einer Commiſſion überweiſen. Dieſe Anträge find 
nur eine Conſequenz unſerer Stellung der Socialdemokratie gegenüber. 
Wir wollen entgegentreten der zunehmenden Verwilderung und dem Vaga⸗ 
bondenthum, wir wollen das Rechtsbewußtſein ſtärken und die Organiſation 
an die Stelle der Unordnung ſetzen. Das bezweckt auch der Antrag Stumm 
und in dieſem Sinne bitte ich Sie, auch dieſen unſeren Antrag zu unter⸗ 


en. 

BE Antrag wird darauf an eine Commiſſion von 21 Mitgliederrn 
verwieſen. 

Es folgt der Antrag der Abgg. Schneegans, North, Rack und Lo⸗ 
rette: Der Reichstag wolle beſchließen den Reichskanzler zu erſuchen darauf 
hinzuwirken, daß Elſaß⸗Lothringen eine ſelbſtſtändige, im Lande befindliche 


Regierung erhalte. 


Abg. Schneegans weiſt in einem 1 Vortrage nach, daß der 
der Reichslande unmöglich fort⸗ 
tehen könne: der Mangel an Verantwortlichkeit auf Grund des Annexions⸗ 


geſetzes und der Luxus in den Inſtanzenzügen: Kreisdirection, Bezirkspräſi⸗ 


dium, Oberpräſidium, Reichskanzleramt, Bundesrath, die nicht nur nicht 
immer zuſammen arbeiten, ſondern häufig einander neutraliſiren. Kein 
deutſcher Staat würde es ertragen, daß die centrale Subſtanz ſeiner Re⸗ 


gierung ſich außerhalb ſeiner Grenzen befindet. Der Wunſch der Engländer, 


„die rechten Männer an der rechten Stelle“ zu ſehen, iſt hier unerfüllbar, 
denn die rechte Stelle iſt noch nicht geſchaffen. Neben der Colliſion alter 


den 


Glauben erwecken, man müſſe, um etwas zu erreichen, ein Gegner des 


Reiches und der Regierung fein. Das evangeliſche Oberconſiſtorium, deſſen 
Mitglieder von Anfang an auf dem Boden der neuen Verhältniſſe ſtanden, 


* Int man vor den Kopf geſtoßen, indem man ihm verbot, einen Wunſch nach 


usarbeitung eines Schulgeſetzes protokollariſch zu veröffentlichen. Ein 


Sondern Gehorſam!“ Die Reichslande ſtehen vor einer vollftändigen Lahm: 


fake Staatsbeamter ſagte: „Sympathien? brauchen wir überhaupt nicht, 
legung der ganzen geſetzgeberiſchen und organifirenden Gewalt. „Wir find, 


ſagt der Redner, zwar Deutſche geworden, erfüllen auch die Pflichten, die 


allen Deutſchen obliegen, find aber Deutſche zweiter Klaſſe, wie etliche jagen, 
ſeogar Preußen dritter Klaſſe. Machen Sie aus uns Deutſche erſter 
d 


laſſe, 
„ h. mit den Anderen gleichgeſtellte, gleichberechtigte!“ Der ſogenannte 


Uueebergangszuſtand, in dem ſich die Reichslande befinden ſollen, kann nur 
32 110 Abſorbirung durch einen der deutſchen Staaten oder zur Autonomie 


hren. Der erſte Weg kann nicht mehr eingeſchlagen werden, bleibt nur 


noch der zweite übrig, auf den Fürſt Bismarck ſchon im Jahre 1871 hin⸗ 


gewieſen hat und den Bezirkstag und Landesausſchuß empfohlen haben. 


Als Endziel ſtellt der Redner auf: 1) Die Einſetzung einer ſelbſt⸗ 
ſtan digen, in Straßburg reſidirenden, mit 


Vollmachten ausge⸗ 


kluſteten und im Namen Sr. Majeſtät des Kaiſers die oberſte Leitung der 


I 
' 


b 
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Geſchäfte mit verantwortlichen Miniftern führenden Regierung; 2) die 
Einberufung eines elſaß⸗lothringiſchen Landtags mit den 
Rechten aller anderen deutſchen Landesvertretungen; 3) die Vertretung 
Elſaß⸗Lothringens im Bundesrath. Ein Minus, für den Redner das 
Minimum, würde ſein der Fortbeſtand des Landesausſchuſſes mit erweiterten 
Befugniſſen und Vermehrung der Zahl ſeiner Mitglieder; ferner eine con⸗ 
ſultative Vertretung im Bundesrath; von der Verlegung der Regierung und 
nach Straßburg iſt unter keinen Umſtänden abzugehen. Die Reichslande 
ſollen nicht eine Scheidewand zwiſchen Deutſchland und Frankreich ſein, 
ſondern eine Brücke, auf welcher ſich die beiden Völker und Culturen die 
Hand zur Verſöhnung und zum gemeinſamen Wirken reichen. 

Abg. Kablé (Proteſtpartei): Die Beſchwerden, welche der Vorredner 
Ihnen eben ſo ausführlich vorgetragen hat, haben auch wir ſchon oft vor⸗ 
gebracht; ich kann mich deshalb darauf beſchränken, im Namen meiner poli⸗ 
liſchen Freunde die Erklärung abzugeben: Gegen den Antrag nach ſeinem 
Wortlaute können wir eine ablehnende Haltung nicht einnehmen; wenn aber 
das Land in Wirklichkeit ſelbſtſtändig ſein ſoll, ſo liegt es auf der Hand, 
und in dieſem Sinne haben wir uns ſchon oft ausgeſprochen, daß nur eine 
aus allgemeinen directen Wahlen hervorgegangene, mit allen conſtitutio⸗ 
nellen Befugniſſen ausgeſtattete geſetzgebende Verſammlung eine gedeihliche 
Entwickelung des Landes befördert. Mit dieſem Vorbehalt werden wir für 
den Antrag des Abg. Schneegans ſtimmen. 

Fürſt Bismarck: Es wird die Discuſſion erleichtern und klären, wenn 
ich jetzt ſchon das Wort ergreife, nachdem wir ein Für und ein nicht volles 
Gegen aus dem Reichslande gehört haben. Die Entwickelung des erſten 
Redners hat auf mich wohlthuend eingewirkt, wenn er es nur hätte unter⸗ 
laſſen können, am Schluſſe ſeiner Rede einen gewiſſen Appell nach Paris 
hin zu richten, der bier kein Echo finden kann; wenn er es hätte unterlaſſen 
können, in dieſem Theile ſeiner Rede ſeine Heimath gewiſſermaßen als ein 
künftig neutrales Land darzuſtellen, auf dem die franzöſiſchen Sympathien 
gleichberechtigt mit den deutſchen ſein würden. (Sehr richtig.) Dieſe ge⸗ 
theille Liebe können wir nicht annehmen. Der Antragſteller hat an die 
Aeußerungen erinnert, mit denen ich im Jahre 1871 den autonomen Wün⸗ 
ſchen, die ſich jetzt kundgeben, entgegen gekommen bin in der Hoffnung, daß 
fie ſich früher ſchon in dieſer Verſammlung zum Ausdruck bringen würde. 
Sie kommen ſpät, aber ſie kommen und ſie ſind willkommen. Ich bin nicht 


berechtigt in meiner Eigenſchaft als Reichskanzler hier zu ſprechen, ich ſpreche | f 


als Miniſter von Elſaß⸗Lothringen, aber im principiellen Einverſtändniß 
mit Sr. Majeſtät dem Kaiſer; ſoweit es Elſaß⸗Lothringen angeht, würde ich 
mich nicht ſpeciell äußern können; wenn ich mich deſſen nicht vergewiſſert 
hätte. Dieſes Einverſtändniß meines Landesherren mit mir als Miniſter 
genügt aber nicht, um dem, was ich über die minimalen Bedingungen, die 
der erſte Redner formulirt hat, ſagen würde, volle authentiſche Kraft zu ge⸗ 
währen. Dazu iſt erforderlich eine gemeinſame Thätigkeit der geſetzgebenden 
Factoren, und zwar vor Allem der verbündeten Regierungen im Bundes⸗ 
rathe. Ich kann nur das hier ſagen, was ich bei Sr. Majeſtät dem Kaiſer, 
wie ich glaube, mit Erfolg und bei den verbündeten Regierungen mit Hoff⸗ 
nung befürworten will, und ich glaube, daß der erſte Redner darin ein 
weiteres Entgegenkommen finden wird. Wenn ich nicht mehr ganz auf dem 
Punkte, ich könnte ſagen, meiner erſten Jugendliebe zu den Reichslanden 
ſtehe, nicht mehr ganz auf dem für mein damaliges Alter ſchon kaum an⸗ 
wendbaren Ausdruck einer begeiſterten Hoffnung, die ich daran knüpfte in 
der glücklichen Empfindung, dieſe alten Reichslande wiedergewonnen zu ſehen, 
ſo Au das doch wohl erklärlich nach den Zeiten, die wir inzwiſchen erlebt 
aben. 
Ich kann hier auf alle Elemente, die zu meiner Entmuthigung mitgewirkt 
haben, nicht eingehen; der Vorredner dat fie zum Theil in übertriebener 
Form erwähnt. Ich will nur das Eine nennen: Der erſte Mehlthau, der 
auf meine Hoffnungen fiel, das waren die erſten Wahlen in Elſaß Loth⸗ 
ringen, die Erinnerung an den Proteſt, den wir hier angeblich im Namen 
der ganzen Bevölkerung aus dem Munde des Abgeordneten Teutſch und 
unter Zuſtimmung ſeiner ſämmtlichen damaligen Collegen hören mußten. 
Es war das dieſelbe Tonart, wie wir ſie noch heute aus dem Munde der 
geiſtlichen Vertreter dieſes Landes, der Herren Winterer, Simonis und 
Guerber, zu hören bekommen und die doch unter ihren Wählern zahlreich 
vertreten ſein muß. Wir können annehmen, daß dieſe geiſtliche Herren uns 
die Stimmung, welche ſie zu vertreten haben, doch geläutert durch chriſtliche 
Milde, die im geiſtlichen Innern ſteckt (Heiterkeit), hier vortragen werden. 
Wir müſſen alſo befürchten, daß die Wähler den laienhaften Zorn, der den 
Geiſtlichen, den Prieſtern der Verſöhnung und des Friedens nothwendig 
fehlt, ſchärfer zum Ausdruck bringen, als hier die Geiſtlichen, die prieſter⸗ 
lichen Vertreter, es ihrem Kleide und der Würde und der friedlichen Miſſion 
angemeſſen finden. Dieſe Stimmung muß doch im Lande noch immer vor⸗ 
handen ſein, ſonſt hätten die Herren nicht gewählt werden können, deren 
Abneigung gegen jede Annaherung doch die Grenze, die ſich der zweite 
Redner zog, und die für ſeinen Standpunkt ſchon ein erhebliches Entgegen⸗ 
kommen bildet, weit hinter ſich zurückläßt. ir werden daher doch Alles, 
was wir dieſem Landelan Autonomie concediren, und was ich ſchon im Jahre 
1871 in meiner damaligen öffentlichen Rede concediren wollte, immer unter 
dem Geſichtspunkt betrachten müſſen, ob es mit der Sicherheit der Reichs⸗ 
lande auch in weniger friedlichen Zeiten, als ſie jetzt vorhanden und in den 
nächſten Jahren zu hoffen ſind, verträglich ſein wird. Ich bin gern bereit, 
bei den verbündeten Regierungen zu befürworten, daß wir den Reichslanden 
das höchſte Maß von Selbſtſtändigkeit gewähren, das mit der militäriſchen 
Sicherheit des Reiches auf dieſer Seite perträglich iſt. a 
Das iſt ein orakelhaftes Wort, welches in ſich ſelbſt ſeine Grenzen ver⸗ 
ändern kann, welches aber doch das Princip ausdrückt, nach dem wir allein 
handeln können und handeln müſſen — unſere Urtheile über das Maß, das 
wir geben wollen, können ja ſehr verſchieden ſein. Ich bin damals unter 
der Abküblung, die ich durch das Auftreten der vorhin bezeichneten Proteſt⸗ 
abgeordneten erfuhr, bedenklich geworden, ob es richtig war, daß ich als 
Reichskanzler zu meinen allgemeinen andern Aufgaben auch die eines allei⸗ 
nigen und regierenden Miniſters eines Landes von 1½ Millionen Ein⸗ 
wohnern übernahm, welches die Verwaltung dadurch erſchwert, daß es ſo 
weit von dem Sitze des Souverains und des Reichskanzlers abliegt. Wir 
baben uns zuerſt geholfen durch Abbürdung eines Theils der miniſteriellen 
Befugniſſe auf den Oberpräſidenten, aber der Mangel iſt der, daß die 
ung der dortigen Politik einem Beamten anheimfällt, der nicht 
elbſtſtändig der verantwortliche Vertreter ſeiner Handlungen iſt, auf dem 
die minifterielle Verantworlichkeit nicht ruht, ſondern der Reichskanzler trägt 
fie für ihn und die Schwierigkeiten, welche ein ſolches dualiſtiſches Ver⸗ 
hältniß bereitet, hat ja der erſte Redner geſchildert, draſtiſcher vielleicht, als 
für den Zweck der Annäherung nöthig war. (Heiterkeit) Nach dem ent⸗ 
muthigenden Gefühle, mit dem ich dieſer ganzen Aufgabe, für mich als 
Reichskanzler doch nothwendig Nebenaufgabe, gegenüberitand, babe ich mich 
gefreut, auf dem Wege des Stellvertretungsgeſetzes die Verantwortlichkeit 
von mir abbürden zu können und in dieſem Punkte möchte ich den erſten 
Redner berichtigen — der mich vertretende Reſſortchef iſt kein unverant⸗ 
wortlicher, ſondern ein verantwortlicher Minifter, die Verantwortlichleit geht 
mit der Stellvertretung auf die Herren über, die mich vertreten, ſonſt würde 
es feine Vertretung fein. Aber es bleibt ja richtig, daß die 200 Stunden 
— wie der Antrogiteller fagt — die zwiſchen der hieſigen Verwaltung und 
Elſaß⸗Lothringen liegen, manche Schwierigkeit hervorrufen. \ 
Die Theilung, die zwiſchen der Miniſterialbefugniß und der Oberpräſidial⸗ 
befugniß in der Weiſe gemacht iſt, daß doch die Hauptaccente der Geſchäfte 
ſchon jetzt mehr in Straßburg liegen, als hier in Berlin, fo daß nach Aus⸗ 
weis der Acten kaum einige hundert Nummern aus der ganzen Verwaltung 
bier zur Entſcheidung gelangen, mag immerhin keine richtige fein; derjenige, 
der die Verantwortlichkeit trägt, ſollte auch den Geſchäften näher he en- 
Hiermit concedire ich ſchon eines der weſentlichſten Principien, die der An⸗ 
tragſteller aufgeſtellt hat; für meine perſönliche Stellung als Reichskanzler 
ergiebt ſich hieraus die ſpätere Frage, ob die Trennung eine vollſtändige 
IE foll, oder ob ich noch bis zu einem gewiſſen Grade verantwortlich bleibe. 
ir wäre es erwünſcht, wenn ſie vollſtändig wäre, denn ich kann eine Ver⸗ 
antwortung für Dinge, die ich nicht zu controliren vermag, und für Per⸗ 
ſonen, deren Ernennung ich nicht ad nutum repociren kann, auf die Dauer 
nicht tragen. Die Geſchäfte haben mitunter doch eine Wendung genommen, 
die ich nicht ändern konnte, obſchon ich ſie nicht billige, und deshalb wäre 
es mir am liebſten, ich würde von jeder Beziebung zu dieſem mit meinen 
fonftigen Reichsgeſchäften eigentlich nicht nothwendig in Verbindung Pen. 
den Nebenamt losgelöſt. Es ſollte dieſes Amt eben kein Nebenamk fein. 


Wer Miniſter dieſes Landes fein will, muß dieſes Amt als Haupt⸗ und k 


einziges Amt haben. (Sehr ht) Ich bitte um Verzeihung, wenn ich 
mit einiger Ermattung ſpreche. Wie fo viele von Ihnen leide auch ich fehr 
unter Erkältung; ich glaube, wir werden alle nicht frei davon fein, und 
wenn es mir dieſe Sache nicht gerade zum Hennen gemacht hätte, würde 
ich vorgezogen haben, heute hier nicht zu erſcheinen. Deshalb bitte ich um 
Nachſicht, wenn ich mein Thema nicht mit voller Geläuſigkeit beherrsche. 
Mit dem, was der Vorredner die Minimalbedingung nannte, bin ich als 
elſaſſiſcher Miniſter in der Hauptſache und prineipiell einverſtanden. Ich 
babe den verbündeten Regierungen die Fragen, die ſich daran knüpfen, vor⸗ 
elegt, die Zeit, ſeitdem dies geſchehen, iſt aber zu kurz, als daß ſchon eine 
erſtändigung darüber erfolgt ſein könnte. 


Ich hatte ne. vorgenommen, dieſen Fragen überhaupt nicht eber nahe 


zu treten, als bis ſie aus dem Lande angeregt würden. Das iſt jetzt ge⸗ 
ſchehen, dieſe formale Bedingung iſt erfüllt und ich habe ſeitdem den ver⸗ 
bündeten Regierungen mit Genehmigung Sr. Majeſtät des Kaiſers meine 
Anſicht mitgetheilt. Die Beſchlüſſe find zu erwarten und ich werde dafür 
thätig fein, daß fie in dem Sinne ausfallen, den ich im Skelett ſkizzirt habe. 
Es iſt zunächſt der Frage näber getreten, ob es richtig geweſen und ob es 
möglich iſt, dabei zu verharren, daß Elſaß⸗Lothringen ein Land und eine 
gemeinſame Verwaltung bilde. Ich ſehe dieſe Frage als eine offene an. 
Es iſt die Homogenität der Landſchaft weſentlich vermindert dadurch, daß 
ſie beide verſchmolzen ſind. Es iſt möglich, daß Elſaß ſich geſondert ſchneller 
und feſter conſolidiren könnte, als wenn es mit dem heterogenen Elemente 
Lothringen gekuppelt bleibt und es iſt ja die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, 
für jeden dieſer beiden Landestheile eine geſonderte Regierung einzurichten. 
Ich muß indeſſen geſtehen, daß ich zu dieſer Frage, die erhebliche und ſorg⸗ 
fältige politiſche und militäriſche Erwägungen erfordert, eine Stellung nicht 
zu nehmen beabſichtige in dieſem Augenblicke, namentlich nicht, bevor ich 
weiß, wie die verbündeten Regierungen ſich darüber ausſprechen. Anders 
liegt es mit den anderweiten Wünſchen, die der Verlegung der Regierung 
in der Hauptſache nach Straßburg, der Initiative des Landtages, der Ver: 
ſtärkung und der conſultativen Stellung im Bundesrathe. Was zunächſt 
eine Verlegung der Regierung von Berlin nach Straßburg betrifft, die heute 
in der vermöge des Stellvertretungsgeſetzes ſelſtſtändigen, verantwortlichen 
Abtheilung des Reichskanzleramts für Elſaß⸗Lothringen liegt, ſo iſt ja dies 
tbatſächlich möglich. Ich bevorworte, daß unter dem, was ich anführen 
werde, nach der Lage der Geſetzgebung für die Reichslande kaum eine einzige 
Maßregel ſein wird, die ohne einen Act der Geſetzgebung vollzogen werden 
könnte, für die kaiſerliche Verordnung dürfte in allen dieſen Fragen kein 
Spielraum ſein. 8 a - 

Die Verlegung der Abtheilung für Cljaß - Lothringen wäre ja geſetzlich 
leicht zu machen. Aber es wird nicht thunlich ſein, nur ſo die kahle Ab⸗ 
theilung dorthin zu ſchicken, wir müſſen ihr eine Spitze von höherem Ge⸗ 
wichte geben, wir müſſen einen Statthalter dorthin ſenden, worunter ich 
nicht eine ſelbſtſtändige fürſtliche Exiſtenz, ſondern einfach das verſtehe, was 
das Wort beſagt: einen Statthalter, auf den aber ein Theil der Rechte, 
die nach franzöſiſchem en dem Landesherrn aufteben, übertragen werden 
ann. Das franzöſiſche Recht erfordert bekanntlich das perſönliche Ein⸗ 
ſchreiten des Landesherrn, ſeine Unterſchrift in ſehr viel weiterer Aus⸗ 
dehnung, wie irgend eine analoge deutſche Einrichtung. Ohne Schädigung 
kann ein großer Theil dieſer Rechte einem Statthalter übertragen werden. 
Es iſt dringend nothwendig, daß die Reichslande einen feſten ſocialen und 
politiſchen Mittelpunkt haben und eine Behörde mit mehr Machtvollkommen⸗ 
beit als der Oberpräſident, die mit den Einwohnern im directen Verkehr 
von Mann zu Mann ſteht. Ich ſtimme für die Herſtellung einer Statt⸗ 
halterei mit einem verantwortlichen Miniſterium, das drei bis vier Abthei⸗ 
lungen haben kann, ohne daß es gerade drei bis vier Beamten mit Mi⸗ 
nifterrang zu haben braucht, ſondern Miniſterial⸗Directoren, ähnlich wie ein 
Großherzogthum in ähnlicher Größe. Die ſchwierige Aufgabe iſt die Ver⸗ 
bindung dieſer Organiſation mit dem Landesherrn, der ſeine Reſidenz doch 
nicht, oder nur vorübergehend dahin verlegen kann. Es wird alſo unab⸗ 
weislich ſein, daß beim Landesherrn ſich mindeſtens ein Cabinetsrath be⸗ 
findet, der den Vortrag hat und die Unterſchriften herbeiführt, ſoweit kaiſer⸗ 
liche Unterſchriften erforderlich ſind. Soll dieſer Cabinetsrath in Beziehun 
zum Reichskanzler treten oder nicht? Eine beſtimmte Meinung kann i 
darüber nicht äußern, ſondern nur ſagen, daß der Wunſch Sr. Majeſtät 
des Kaiſers ſein würde, den Reichskanzler nicht abſolut ausgeſchloſſen zu 
2 ſondern ſich die Möglichkeit zu wahren, über die Zweckmäßigkeit der 

llerböchſten Vollziehung mit dem Kanzler in Verbindung zu treten. In⸗ 
deſſen es kann das ja auch eine rein perſönliche Beziehung ſein und ich 
habe meinerſeits nichts dawider, ſoweit es Se. Majeſtät befehlen würde, 
aus der Stellung eines Reichskanzlers in die eines Cabinetsrath oder eines 
Adjutanten zurückzutreten. (Heiterkeit. ) 

Eine amtliche Klarlegung dieſes Punktes wäre kaum erforderlich und 
für mich kaum erwünſcht, weil dann doch die Verantwortlichkeit ſchließlich 
immer wieder ſchwerer auf mich fallen würde und ich möchte mich ſoweit 
davon abſtellen, wie ich will — es würde immer 8 post equitem 
sedet atra cura. Die zweite von dem erſten Herrn Redner geſtellte Frage, 
die der Initiative des Landesausſchuſſes, bin ich ebenſo unbedenklich zu be⸗ 
jahen bereit, wie die der Verſtärkung. Es fragt ſich nur, ob Letztere durch 
Zuziehung von 2 oder 3 Bezirksvertretungen oder durch eine Ergänzung 
aus einem anderen Wahlmodus, z. B. aus dem Kreistage erfolgen ſoll. 
Aber im Princip, um deſſen Feſtſtellung es ſich doch heute nur handelt, 
babe ich keine Bedenken gegen die Initiative und die Verſtärkung. Auf 
dieſe principielle Aeußerung des Landesherrn durch meinen Mund als den 
des Miniſters kommt es hier doch allein an, denn ehe wir den Details 
näher treten, würden ja formulirte Paragraphen und geſetzgeberiſche Vor⸗ 
lagen an den Bundesrath treten müſſen. Eine der ſchwierigſten Fragen iſt 
die Stellung des Reichslandes zum Bundesrath. Jede Berechtigung für 
das Reichsland, Mitglieder des Bundesraths zu ernennen, wenn ſie ebenſo 
ausgeübt werden ſoll, wie für die übrigen Beſtandtheile des Reichsgebiets, 
würde doch in letzter Inſtanz nichts weiter ſein, als eine Erhöhung der 
preußiſchen Stimmen bon 17 auf 19 oder 20; denn Seine Majeſtät der 
Kaiſer kann unmöglich die bundesräthliche Vertretung für das Reichsland 
perſönlich anders inſtruiren wollen, als die für das Königreich Preußen, 
und für Beide beruht die Beſtimmung ſchließlich auf dem perſönlichen 
Willen und der perſönlichen Entſcheidung des Monarchen, ſie mag durch 
miniſterielle Verantwortlichkeit gedeckt oder getragen fein, wie fie wolle. 

Eine ſolche Verſchiebung der Stimmverhältniſſe jetzigen im Bundesrath 
wäre eine weſentliche Verfaſſungsänderung und ich mag für die Initiative hierzu 
nicht die Verantwortung auf mich nehmen; ich glaube, ſie würde auch wenig 
Ausſicht auf Erfolg haben, und von den preußiſchen 17 Stimmen einige an 
die Reichslande abzutreten würde eben nur eine Formſache ſein, da ſie doch 
nicht anders inſtruirt werden können als die übrigen 15 oder 14 Stimmen, 
und da ſchon jetzt der König von Preußen in feiner untrennbaren Eigen⸗ 
ſchaft als Inhaber der landesherrlichen Rechte des Elſaß doch auch den 
Beruf in ſich fühlen wird, die Intereſſen der Elſäſſer wahrzunehmen. Stimm⸗ 
berechtigte Mitglieder des Bundesraths aber von Seiten des Landesaus⸗ 


ſchuſſes zur Vertretung der Landesintereſſen ernennen zu laſſen, würde in 


den Bundesrath ein neues Element hineinbringen, zu dem ich 1871 viel⸗ 
leicht noch Glauben und Vertrauen gehabt hätte, denen ich aber angeſichts 
der Vertreter, die wir heute noch in der Mehrheit haben, nicht den Muth 
haben würde, ein Gewicht im Senat der deutſchen Bundesgenoſſen ein⸗ 
zuräumen. Aber die Frage der Möglichkeit die Intereſſen des Landes auch 
im Schoße des Bundesrathes geltend zu machen und in welchen Formen. 
beſchäftigt mich ſehr lebhaft; die Frage, ob es möglich ſein wird, dem Lande, 
alſo der Landesvertretung das Recht zu geben, daß ſie hier eine conſultative 
Vertretung im Bundesrathe ausübt. Soweit ich mich überhaupt über die 
Frage äußern kann, erkläre ich, daß ich auch dieſem Anſpruch zuſtimmen 
würde und ich gebe auch die Hoffnung nicht auf, obſchon das eine große 
verfaſſungsmäßige Neuerung iſt, daß er auch im Bundesrath Anklang finden 
wird. Denn im Grunde liegt darin eine Theilung der Macht, die der Kaiſer 
bisher landesherrlich allein mit dem Bundesrath ausübte. Es liegt darin 
die Zulaſſung eines Einfluſſes der 1 8 verbündeten Staaten auch in 
den vorberathenden Stadien der Verwaltung und Geſetzgehung, es liegt 
darin die Herftellung einer, wenn man will, Beſchwerde⸗Inſtanz gegen die 
Landesregierung; denn die Vertreter des Elſaſſer Landesausſchuſſes würden 
in dem Falle ſein, jederzeit durch einen Antrag im Bundesrath eine An⸗ 
regung herbeizuführen und jede Beſchwerde an eine große und amtliche 
Glocke zu hängen. 2 j 2 
Außerdem wäre es vielleicht nützlich, daß die Landesvertretung einen, 
ich könnte wohl ſagen, 5 1 0 Vertreter hier hätte, mag es zuſam⸗ 
menfallend mit dem Bundesrath ſein, nun es zwei fein, die beiden müßten 
gemeinſchaftlich ausüben das Recht des Appells, der Beſchwerde, der Ini⸗ 
tiative, des Antrags bei dem Bundesherrn, dem Kaiſer und bei dem Re⸗ 
präſentanten der eigentlichen Souveränetät, dem die Bundesregierungen 
dertretenden Bundesrath. In welcher Weiſe die Mitgliedſchaft für dieſe 
berathenden Mitglieder im Bundesrath amtlich conſtatirt wird, das iſt ja 
eine Formfrage, über die man leicht hinwegkommen wird. Wenn dieſes 
augenblicklich ſchlecht ſtiliſirte und ſchlecht ſkizzirte Programm über: 
haupt zu Stande kommt unter Zuſtimmung der Regierungen und 
dieſes Hauſes, ſo wird darin doch ſchon ein erhebliches Entgegen⸗ 
ommen liegen. würde dieſe Conceſſion meinerfeil® ohne Ber 
ſorgniß für die Sicherheit des Reiches machen, weil die militä⸗ 
riſchen Verhältniſſe in der Hand des Reiches und des oberſten Kriegs⸗ 
deren bleiben und auch die übrigen ſtagllichen Atirſhutionen, well ich, wenn 
die Sache ſich nicht bewährt, doch die Conceſſion nicht als eine unwiderruf⸗ 
liche betrachte. Auf demſelben Wege der Geſetzgebung, auf dem fie ge⸗ 
ſchaffen wird, kann ſie, wenn ſie ſich nicht bewähren follte, wieder aufge: 
boben und wenn fie ſich bewährt, vervollſtändigt und erweitert werden, und 
ich hoffe, daß das letztere in dem Maße der Fall ſein wird, in welchem ſich 
im Elſaß der geſunde Sinn der Bevölkerung von unten herauf durcharbeitet 
und ſich der Herrſchaft bemächtigt im Gegenſatz zu einem großen Theil der 
Pariſer, möchte ich ſagen, die im Elſaß geblieben find — nicht Franzoſen, 
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denn zwiſchen Franzoſen und Pariſern unterſcheide ich erfabrungsmäßig 
ſebr ſcharf — der Elemente, die dort nur in den gebildeten Klaſſen — zu 

auſe ſind, will ich nicht ſagen, aber ihren Ausgangspunkt und Anhalt 


aben. 
Alle meine wenig al ſtimmen darin überein, daß in der Maſſen⸗ 
bevölkerung, namentlich aber in der ländlichen, die Vertrauen erweckende 
Geſtaltung der Dinge weſentlich im Zunehmen begriffen iſt, auch namentlich 
durch die beginnende Wirkung, welche die allgemeine Dienftpfliht ausübt 
auf diejenigen, welche fie durchgemacht haben und in ihre Heimath zurück⸗ 
kehren, und ich bin überzeugt, daß unſer guter Wille, der ja unverändert 
iſt — wenn auch bei mir wenigſtens der Muth und die Hoffnung 
auf die Zukunft nicht dieſelbe iſt wie 1871 — mit der Zeit die 
Sprödigkeit der Kreiſe, die uns bisher widerſtreben, überwinden wird, 
wenn wir ſie erſt ruhig bei der Arbeit laſſen. Ich möchte, daß wir 
es über uns gewännen, ſie nicht zu ſehr zu ſtören, weder durch Einwirkun 
unſerer geſetzgebenden Körperſchaften, noch unſerer Bureaukratie. 
Dre noch heute Vertrauen zu dem deutſchen Keim, der unzerſtört vor⸗ 
anden iſt, wenn auch überwuchert von dem glänzenden Firniß der hundert⸗ 
jährigen franzöſiſchen Angehörigkeit, und glaube, daß dieſe frühere fran⸗ 
zöſiſch gezogene von uns geſtützte Eiche kräftig wieder ausſchlagen wird, wenn 
wir Ruhe und Geduld haben und wenn es uns gelingt, die Fehler unſeres 
eigenen Charakters, die Neigung für das Zuvielregieren zurückzuhalten und 
zu mäßigen und uns der ruhigen Beobachtung des Wachsthums mehr hin⸗ 
ugeben, als dem Bedürfniß an der Pflanze zu modeln und zu ſchneiden. 
80 werde es dankbar anerkennen, wenn die verſchiedenen Standpunkte, die 
im Reichstage vertreten ſind, den erſten Ideen, die ich hiermit Ihrer Kritik 
unterbreite, beleuchtend nähert reten, und werde gern bereit ſein, da, wo i 
heute zu unvollſtändig, lückenhaft und unzuſammenhängend geweſen bin, 
nähere Auskunft zu geben. (Lebhafter Beifall auf allen Seiten des Hauſes.) 
Um 4% Uhr wird die Debatte vertagt, jedoch ſoll fie nicht in der nächſten 
Sitzung am Montag 11 Uhr fortgeſetzt werden, ſondern an einem andern 
Tage. Zunächſt ſoll die zweite Berathung des Etats zum Abſchluß ge⸗ 
bracht werden. 


Berlin, 21. März. den] Se. Majeſtät der König hat dem 
ſeitherigen außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter am 


königlich würtembergiſchen Hofe, Freiherrn von Magnus von dieſem 
oſten zu anderweiter dienſtlicher Beſtimmung abberufen und an ſeiner 
Statt den bisherigen Geſandten in Kopenhagen, Wirklichen Geheimen Rath 
und Kammerherrn von Heydebrand und der Laſa als außerordent⸗ 
lichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſter bei Sr. Majeſtät dem 
Könige von Würtemberg beglaubigt. | 

Se. Majeſtät der König hat dem praktiſchen Arzt ꝛc. Dr. Carl Wilhelm 
— 1 0 Myslowitz im Kreiſe Beuthen den Charakter als Sanitäts⸗ 

ath verliehen. 

Dem zum franzöſiſchen Conſul in Mannheim ernannten Herrn Niboyet 
iſt das nachgeſuchte Exequatur Namens des Reichs ertheilt worden. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten hat dem Dr. Anton 
Dohrn aus Stettin, jetzt in Neapel, Vorſtand der dortigen zoologiſchen 
Station, das Prädikat als Profeſſor verliehen. — Der in die Ober⸗Pfarr⸗ 
17 zu Lützen berufene Superintendent und Pfarrer Louis Auguſt 

ichard Klapproth in Kloſter⸗Neuendorf iſt zum Superintendenten der 
Diöceſe Lützen — Regierungsbezirk Merſeburg — beſtellt worden. f 

Berlin, 21. März. [Beide Kaiſerliche Majeftäten] em: 
pfingen heute den Beſuch Ihrer Kaiſerlichen und Koͤniglichen Hoheiten 
des Kronprinzen und der Kronprinzeſſin, ſowie des Prinzen Wilhelm 
und Mittags den Beſuch der hier eingetroffenen Hohen Gäſte. 

[Seine Majeftät der Kaiſer und König!] nahm den 
Vortrag des Kriegsminiſters entgegen und empfing den neu ernannten 
franzöſiſchen Botſchafter in St. Petersburg, General Chanzy. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin-Königin] empfing Seine 
Majeſtät den König von Sachſen bei Seiner Ankunft im Schloſſe 
und beſuchte ſpäter mit Ihren Königlichen Hoheiten dem Großherzog 
und der Großherzogin von Baden die Molkerei-Ausſtellung. — Zu 
der Soirée waren alle anweſenden fremden und einheimiſchen Fürft: 
lichen Perſonen, ſowie der franzöſiſche Botſchafter und der General 
Chanzy geladen. (R.⸗Anz.) 

O Berlin, 21. März. [Falſche Nachrichten. — Der Welt⸗ 
poſtvertrag und der innere Poſtverkehr.] Officiös wird ge⸗ 
ſchrieben: Das „Tageblatt“ bringt eine ſenſationelle Nachricht über 
einen bevorſtehenden Urlaub des franzöſiſchen Botſchafters zu Berlin, 
Grafen St. Vallier, und über die Urſachen deſſelben. Wir ſind in 
den Stand geſetzt, zu erklären, daß an dieſer ganzen Mittheilung 
Satz für Satz unwahr iſt, und nicht etwa nur in der Auffaſſung, 
ſondern daß ſie aller thatſächlichen Unterlage entbehrt. Was zunächſt 
die angebliche Thatſache betrifft, daß Graf St. Vallier ſeit der Rück⸗ 
kehr des Fürſten Bismarck aus Friedrichsrußh mit dem Fürſten nicht 
zuſammengetroffen ſei und daß Anfragen wegen einer Unterredung 
ausweichend beantwortet worden, ſo ſteht feſt, daß im Gegentheil 
wiederholte Begegnungen ſtattgefunden haben. Erſt am Donnerstag 
dieſer Woche hat Graf St. Vallier bei dem Fürſten im engſten Kreiſe 
geſpeiſt. Was die amtlichen Beziehungen betrifft, ſo iſt von Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten, welche eine Erkaltung der Beziehungen zur Folge 
gehabt haben könnten, nicht das Mindeſte bekannt; richtig iſt, 
daß Graf St. Vallier von vornherein persona grata am kaiſerlichen 
Hofe und nicht minder beim Reichskanzler war. Eben ſo gewiß iſt 
aber, daß er dies in vollſtem Maße noch heute iſt. Der Botſchafter 
hat ſich von Anfang an in jeder Beziehung als der berufenſte Ver⸗ 
treter der beſonnenen und wohlwollenden Politik bewährt, welche der 
Miniſter Waddington ſeit ſeinem Amtsantritt und der Präſident 
Grévy ſeit ſeiner Wahl zum Staatsoberhaupt eingeſchlagen haben, 
einer Politik, welche ihren Ausdruck und Anerkennung bei mehr als 
einem Meinungsaustauſch zwiſchen beiden Regierungen gefunden hat. 
— Zur Herbeiführung thunlichſter Uebereinſtimmung der für den 
inneren deutſchen Poſtverkehr beſtehenden Vorſchrifſten mit den 
Beſtimmungen des am 1. April d. J. in Kraft tretenden Welt⸗Poſt⸗ 
Vertrages iſt die Poſtordnung vom Jahre 1874 ſeitens des General⸗ 
Poſtamts einer Reviſion unterzogen worden. Die nunmehrige 
Poſtordnung tritt am 1. April d. J. in Kraft; mit demſelben Tage 
wird die Poſtordnung von 1874 aufgehoben. Das unter dem 
1. Juni 1878 zu Paris zwiſchen Deutſchland, Oeſterreich⸗Ungarn, 
Belgien, Dänemark, Egypten, Frankreich, Italien, Norwegen, Nieder⸗ 
lande, Portugal, Rumänien, Rußland, Serbien, Schweden, Luxem⸗ 
burg und der Schweiz abgeſchloſſene Uebereinkommen, betreffend den 
Austauſch von Briefen mit Werthangabe tritt ebenfalls am 1. April 
in Kraft. Gleichzeitig treten die im Anſchſchluß an das Ueberein⸗ 
kommen zwiſchen den Poſtverwaltungen der genannten Länder ver⸗ 
einbarten Ausführungsbeſtimmungen vom 1. Juli 1878 in Wirt: 
ſamkeit. Ebenfalls am 1. April tritt das zu Paris unter dem 
4. Juni 1878 mit den oben genannten Staaten außer Rußland und 
Serbien getroffene Uebereinkommen, betreffend den Auskauſch von 
Poftanweifungen in Wirkſamkeit. 
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Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege. 


Breslau, 21. März. (Schwurgericht. — Schwere Abrper⸗ 
verletzung. — Wiſſentlicher Meineid. — Vorſätzliche ine . 
verletzung mit tödtlichem Erfolge.] Am Nachmittage des 15. Mä 
1878 haben der Arbeiter Franz Borowitz und der Privatſchreiber Paul 
Behrends, beide aus Polniſch⸗Wartenberg, in einer dortigen Gaſtwirth⸗ 
Na Schnaps getrunken. Sie wollen jedoch nicht betrunken geweſen fein. 

achmittags gegen 5 Uhr begaben ſich Beide in die Wohnung des B., 
welcher mit den Bettler Jänſch'ſchen Eheleuten 8 eine Stube be⸗ 
wohnte. Dort wurde mit der Frau Jänſch Schnaps getrunken. Bald 
darauf kam deren Ehemann bon einem Bettelgange heim. Jäͤnſch ſchüttete 
die erbettelten Gaben aus dem Sacke auf die Erde. In Folge deſſen 
tadelte ihn ſeine Ehefrau ob dieſer Verſchwendung und Bart ihm gleichzeitig 
vor, er ſorge nicht genügend für ihren Lebensunterhalt. B. nahm ſich des 
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gekränkten Ehemannes an, wodurch natürlich Frau J. gereist wurde. Sie 
wendete ſich mit Schimpfreden gegen B., welcher ſeinerſeits die Erwiderung 
nicht ſchuldig blieb. Als hierauf die J. den B. gar vom Stuhle warf, biß 
ſie dieſer in den linken Arm. Da faßte die J. ein auf dem Herde liegen⸗ 
des Stück Holz und ſchlug damit nach B. Der Schlag batte das linke 
Auge getroffen. fühlte ſofort die wüthendſten Schmerzen in dem ver⸗ 
letzten Auge, es floß Blut aus demſelben. In Folge dieſes Schlages iſt 
B. auf das linke Auge vollſtändig erblindet, es war, wie der am nächſten 
Tage zugezogene Kreisphyſikus Herr Dr. Alkmann conſtatirte, ſofort nach 
dem Schlage ausgelaufen. B. will nach ſeiner in der Vorunterſuchung ab⸗ 
gegebenen eidlichen Verſicherung am dritten Tage nach der erhaltenen Ver⸗ 
letzung im Kloſter der Barmherzigen Brüder zu Breslau Aufnahme geſucht 
und gefunden haben. Hier ſei erſt nach fünfwöchentlicher Behandlung die 
völlige Erblindung des linken Auges eingetreten. Letztere Angabe hat ſich 
nicht beſtätigt. Allerdings wurde B. zur angegebenen Zeit im Kloſter der 
Barmherzigen Brüder verpflegt, aber nach Ausweis des Kranken⸗Journals 
nicht wegen des Auges, ſondern wegen Flechten am Beine. B. hat den 
Strafantrag gegen die verehelichte Jänſch geſtellt, gleichzeitig auch eine an 
ibn zu zahlende Buße von 600 M. in Antcag gebracht. Der Gerichtshof 
hält zur een der Schuldfrage ein Gutachten der Aerzte des Kloſters 
der Barmherzigen Brüder für nothwendig und beſchließt demgemäß die Ver⸗ 
tagung der Sache. / 5 a 
Vor etwa Jahresfriſt ſtand der Reſtaurateur W. wegen wiſſentlichen 
Meineids vor den Geſchworenen. Er hatte in einer von ihm angeſtrengten 
Bagatellklage beſchworen, 3 Mark — eine Schuld des Arbeiters Hönatſch 
— nicht erhalten zu haben. Dagegen beeideten in der gegen W. eröffneten 


ch] Unterſuchung, der Nachtwachtmann Hähnel, daß er ſelbſt jene FM mit 


dem ausdrücklichen Bemerken „als Schuld des Hönatſch“ im Auftrage des 
letzteren an W. gezahlt hätte, und der Maler Wilhelm Seeliger: „er ſei 
dabei geweſen, als H. die erwähnten 3 Mark Zzablte.“ m Audienz⸗ 
Termine änderte Seeliger ſeine Angaben dahin ab, er babe nur gebört, 
wie Hönatſch dem Hähnel zur Zahlung beauftragte. Es müſſe in ſeiner 
erſten Vernehmung ein Irrthum untergelaufen ſein. W. wurde damals 
freigeſprochen, gegen S. aber die Unterſuchung eingeleitet. a 

Der damalige Unterſuchungsrichter, Herr Referendarius Hoffmann, 
erinnert ſich mit Beſtimmtheit, den S. mehrmals genau geitoat und ledig: 
lich deſſen Angaben niedergeſchrieben zu haben. Die Sache erregte fein be 
ſonderes Intereſſe, weil W. demnach um des geringen Objectes von 3 M. 
einen Meineid geſchworen haben mußte. Das Protokoll wurde ſchließlich 
dem S. in Gegenwart des Reſerendarius Breslauer vorgeleſen und auch 
von S. unterzeichnet. S. bleibt dabei ſtehen, er habe nicht ſo geſagt, wie 
es im Protokoll ſtehe. Die Stelle ſei ihm böchſt wahrſcheinlich gar nicht 
vorgeleſen worden, oder er habe dieſelbe überhört. Hähnel iſt auch diesmal 
als Belaſtungszeuge vorgeladen, er ſtellt ſich jedoch in Widerſpruch mit 
feiner früheren Ausſage, jo daß daraus die Freiſprechung des S. reſultirt, 
gleichzeitig aber kündigt der Staatsanwalt, Herr Prof. Dr. Fuchs, dem 
zeugen an, daß er nunmehr gegen ihn die Unterſuchung eröffnen werde. 

ie Geſchworenen erkannten gegen S. auf Nichtſchuldig. 

Die unverehelichte Maria Mündel aus Breslau, 30 Jahre alt, bisher 
unbeſtraft, bezog im September 1878 mit ihren beiden unehelichen Kindern 
Karl und Ernſt eine im dritten Stock des Hauſes Friedrichſtraße 38 be⸗ 
legene Wohnung. Schon vom Tage ihres Einzugs an machten die Mit⸗ 
bewohner des dritten Stockwerks, insbeſondere die Eheleute Mordeck und 
Gonzapowski, die Bemerkung, daß die M. ſowohl bei Tage, als auch in 
der Nacht ihre Kinder auf das Roheſte mißhandelte, ihnen Stockſchläge ber: 
ſetzte und ſie — wie aus dem Geräuſch zu ſchließen war — an die Wand 
anſchlug. Die Kinder ſtanden im Alter von 3 Jahren 5 Monaten bezw. 
6 Jahren. — Die rohe e empörte die Frauen ſo ſehr, daß ſie 

ern intervenirt hätten, nur die Furcht vor Mißhelligkeiten mit der M. 
ielt ſie zurück. Am Nachmittage des 5. October traf die in demſelben 
Hauſe wohnende Arbeiterin Bendke im Hausflur mit der M. zuſammen. 
Letztere weinte und erzählte auf Befragen, daß ihr jüngſter Sohn plötzlich 
geſtorben ſei. Beim Eintreten in die M. ſche Stube fand die B. die Leiche 
des Kindes bereits gewaſchen und mit einem reinen Hemd bekleidet. Nach 
Angabe der Mutter war das Kind gegen 1 Uhr Mittags auf einen eiſernen 
Topf gefallen und alsbald 1 Dieſe Erzählung, ſowie das ganze 
Benehmen der M. kam der B. ſehr verdächtig vor; dieſer Verdacht wurde 
von den ſchon oben genannten Nachbarinnen getheilt. Die Frauen begaben 
ſich deshalb am Nachmittag deſſelben Tages in Abweſenheit der M. in 
deren Stube und wann den älteren Knaben Karl nach dem Tode jeines 
Brüderchens Ernſt. K. erzählte: E. habe ſich verunreinigt, weshalb ihn die 
Mutter mit einem Rohrſtock prügelte und ihn dann mit dem Fuße an den 
eiſernen Kohlenlaſten „ſchippte.“ E. blutete. Die Mutter trug ihn nach 
der Bodenkammer, brachte ihn ſpäter todt zurück und ſagte, die große Ratte 
Dr ihn gebiſſen. Dieſe Angaben des Knaben, ſowie der Umſtand, daß Frau 

. ſich erinnerte, Mittag gegen 1 Uhr vom Boden her das Wimmern eines 
Kindes gehört zu haben, gaben Veranlaſſung zu polizeilichen Ermittelungen. 
Herr Polizei⸗Commiſſarius Dietrich fand an der Leiche des Kindes zahl⸗ 
reiche blutunterlaufene Stellen, am Kopf vier größere und kleinere Wunden; 
auch der Körper des Carl M. wies BR blutrünſtige Striemen auf, 
welche ſämmtlich augenſcheinlich von Schlägen herrührten. Carl M. wurde 
in's Armenhaus gebracht, die Mutter aber der Unterſuchungshaft zugeführt, 
bier gebar fie ein drittes uneheliches Kind. — Am 10. October war die ge: 
richtliche Section der Kindesleiche erfolgt. Durch dieſelbe wurde feſtgeſtellt, 
daß der Tod des Kindes durch Bluterguß in die Schädelhöhle und durch 
Erſchütterung des Gehirns verurſacht worden. Außer einer großen Menge 
von Blutaustritten an den Armen und Beinen, den Lenden, dem Bruſtbein 
und dem Geſäß zeigte namentlich der Kopf eine Anzahl von Verletzungen, 
bezw. Blutergüſſen, welche eine Folge von zahlreichen Schlägen und Stößen 
waren. Die Mißhandlungen mußten mit ſehr roher Gewalt verübt ſein, 
ſpeciell die vier Verletzungen am Kopf kann das Kind erſt kurz vor dem 
Tode erbalten haben. Sie rühren nicht von einem einmaligen Auffallen 
ber, ſondern ſind mit einem ſtumpfen Inſtrument beigebracht. In der erſten 
polizeilichen Vernehmung gab die M. an, das Kind ſei von ihr geſtoßen 
worden und auf einen eiſernen Topf gefallen. Um es ungeſtört verbinden 
zu können, habe ſie es nach dem Boden getragen; ſchon auf dem Wege nach 
dort ſei das Kind aber geſtorben. In der gerichtlichen Vernehmung lautete 
die Ausſage noch mehr zu ihren Gunſten. Sie habe das Kind nur „weg⸗ 
geſtellt“, es ſei jedoch ſehr ſchwachlich geweſen und umgefallen, wobei es auf 
den Topf aufſchlug. Allerdings habe ſie ihre Kinder oft gezüchtigt; die vielen 
blutunterlaufenen Stellen an der Leiche rührten aber unzweifelhaft nur von 
dem Anſtoßen des Kindes an verſchiedenen Gegenſtände her. Am 5. October 
habe ſie das Kind nicht geſchlagen. 

Vor den . ſucht die Angeklagte durch vieles und heftiges 
Weinen das Mitleid für ſich rege zu machen. Um ſo frappirender wirkt 
es, als der kleine Carl e wird und unbekümmert um das Weinen 
feiner Mutter mit großer Sicherheit ſeine damals den Frauen gemachten 
Angaben wiederholt. Herr Kreisphyſikus Dr. Friedberg ſagt: „Meine Herren 
Geſchworenen! Schon die äußere Beſichtigung der Kindesleiche wirkte auf 
mich, den alten Gerichtsarzt, wahrhaft erſchütternd. Da fanden ſich viele 
Striemen, welche ſpaͤter beim Einſchnitt das Blut 1 Cent. dick zeigten. 
Flecke bis zur Größe eines Fünfmarkſtücks waren maſſenhaft vorhanden. 

ie Obren waren von Fingernägeln durchgegriffen. Die Stirn hatte vier 
Wunden, deren größte beide Schädeldecken mit Blut durchſetzt aufwies. 
Bis zum Hinterlopf zogen ſich Beulen und Hautabſchürfungen. Selbſt die 
Knochenhaut unter den Schädeldecken erſchien ſtellenweis blutgetränkt. Die 
Oberfläche des Gehirns war mehr als zur Hälfte in Blut eingepackt. Wir 
fanden bier etwa 50 Gramm, zum Theil noch nicht geronnenes Blut, eine 
gleiche Gewichtsmenge lag auf der Grundfläche des Gehirns. Es ſind dies 
etwa ſieben Eßlöffel Blut. Dieſer ungewöhnlich ſtarke Blutaustritt machte 
es auch erllärlich, daß die übrigen Organe des ſonſt geſund befundenen 
und ſtark gebauten Kindes faſt blutleer erſchienen. 

Der Vertheidiger der Angeklagten, Herr Referendar Poppe, plaidirt 
nur für die Annahme mildernder Umſtände, da jeder Zweifel über das 
ſtrafbare Verſchulden der Angeklagten ausgeſchloſſen erſcheint. Herr Staats⸗ 
anwalt Warmbrunn tritt dieſem Antrage mit aller Entſchiedenheit ent⸗ 
gegen. Es erſcheint ihm unerklärlich, wie der Herr Vertheidiger dieſer beſtia⸗ 
liſchen Rohheit gegenüber, wo die leibliche Mutter ihr Kind zu Tode 
prügelt, noch mildernde Umſtände in Antrag bringen kann. Wenn man 
im Allgemeinen über die zunehmende Rohheit klage, welche uns beinahe 
über den Kopf zu wachſen droht, fo ar es eigentlich dieſer Rohheit ein 
Pflaſter auflegen, anſtatt ſie aus der Welt zu ſchaffen, wenn die Geſchwo⸗ 
renen hier mildernde Umſtände zugeſtehen wollten. Niemandem zu Liebe 
noch zu Leide haben die Geſchworenen ihren Spruch zu fällen, dürfen ſich 
alſo auch nicht durch die Höhe der der Angeklagten in Ausſicht ſtehenden 
Strafe dazu bewegen laſſen, derſelben mildernde Umſtände zu billigen. — 

Die Meſorilat der Geſchworenen entſchied ſich trotzdem für Annahme 
mildernder Umstände. Der Gerichtshof perurtheilte die M. zu dem höchſten 
geſetzlich zuläſſigen Strafmaß von 5 Jahren Gefängniß. Bei Verweigerung 
der mildernden Umſtände würde die Höͤchſtrafe 10 Jahre Zuchthaus betra⸗ 
gen haben. 


0 Proningial-Beitung, 


+ Breslau, 22. März. [Zur Vorfeier des Geburtstages Sr. 


Majeſtät des Kaiſers!] hatten ſich im großen Saale der Freimaurerloge 


„Friedrich zum goldenen Scepter“, Antonienſtraße Nr. 33, geſtern Abend 
die hierorts befindlichen Reſerve⸗ und Landwehr⸗Offiziere, etwa 160 an der 
Zahl, zu einem gemeinſchaftlichen Souper verſammelt. Der Bezirks⸗Com⸗ 
mandeur Oberſt z. D. Stöckel vom 1. Bat. (Breslau J.) des Reſerve⸗ 
Landwehr⸗Regiments Nr. 38 brachte, nachdem derſelbe die Anweſenden be⸗ 
willkommt, ein Hoch auf den oberſten Kriegsherrn aus. Der Redner wies 
darauf hin, daß ſich bei der Feſtfeier inſofern ein beängſtigendes Gefühl 
bekunde, als Se. Majeſtät der Kaiſer gegenwärtig krank und leidend ſei, 
doch hoffe er auf die rüſtige und geſunde Natur des hohen Patienten, daß 
Hochderſelbe mit Gottes gnädigem Beiſtande bald wieder hergeſtellt ſein 
werde. Die Anweſenden ſtimmten mit Begeiſterung in das ausgebrachte 
Lebehoch ein, worauf die Militärcapelle das „Heil Dir im Siegeskranz“ 
intonirte. — Zu derſelben Zeit um 8 Uhr hatten ſich ſämmtliche Muſikchöre 
und Spielleute der Garniſon am General⸗Commando⸗Gebäude aufgeſtellt 


und dort abwechſelnd muſicirt. Um Punkt 9 Uhr begann der Zapfenſtreich, 


zu welchem Behufe ſich die Spielleute und Muſikcorps der Infanterie⸗Regimenter 

in Bewegung ſetzten und die Schweidnitzerſtraße bis an den Ring, die Ohlauer⸗ 

Biſchofs⸗ und Albrechtsſtraße, die Naſchmarkt⸗ und Sieben⸗Churfürſtenſeite 

des Ringes, den Blücherplatz entlang, durch die Schloßſtraße nach der Haupt⸗ 
wache marſchirten. Das Muſikcorps des Leib⸗Küraſſier⸗Regiments und des 
Feld⸗Artillerie⸗Regiments Nr. 6 nahmen an dem Umzuge nicht Theil, ſon⸗ 
dern concertirten bis 914 Uhr weiter und machten mit dem Blaſen der 
Netraite und des Abendſegens den Beſchluß. Eine nach Tauſenden zählende 
Menſchenmenge wohnte dem militairiſchen Schauſpiel in muſterhafter Ruhe 
und Ordnung bei. — Heute früh um 5% Uhr wurde die Feier des Tages 

mit einer großen Reveille eingeleitet. Tambours und Spielleute, ſowie eine 

Regimentscapelle marſchirten in oben angegebener Weiſe von der Haupt⸗ 
wache nach dem General⸗Commando⸗Gebäude und wieder durch die Zwinger⸗, 
Taſchenſtraße, Ohlauerſtraße über den Ring nach der Hauptwache zurück. 
Die Häuſer in den Hauptſtraßen der Stadt werden bereits mit Flaggen 
und Fabnen feſtlich decorirt, und erſcheint demnach die Stadt im ſchönſten 
Schmucke. Von dem Rathhausthurme herab wehen die Fahnen in preußi⸗ 
ſchen und deutſchen Farben. 


A. F. Breslau, 21. Marz. [Fünfzigjähriges Vereinsjubiläum. 


Der hierorts beſtehende „Verein zur Ausſtattung armer iſraelitiſcher Mäd⸗ 


chen“, gegründet am 23. März 1829, feiert am nächſten Sonntag das Ju⸗ 
biläum ſeiner fünfzigjährigen Thätigkeit. Mit den allerbeſcheidenſten Mit⸗ 
teln ins Leben getreten, hat der Verein während dieſes Zeitraumes, vor⸗ 
zugsweiſe aber unter der erfolgreichen Leitung ſeines gegenwärtigen Vor⸗ 
ſtandes, an deſſen Spitze ſeit 26 Jahren der Kaufmann Herr Heine 
Fränkel ſteht, einen fo erfreulichen Auſſchwung genommen, daß er in der 
Lage iſt, die ſeiner Tendenz entſprechenden Wohlthaten, d. i. die Gewährung 
von Baarmitteln an unbeſcholtene Mädchen bei ihrer Verheirathung, nicht nur 
auf die Angehörigen feiner Mitglieder, ſondern auch auf hieſige undlauswärtige 
Nichtmitglieder auszudehnen. Möchte der Jubeltag dieſes Vereins noch 
recht vielen unſerer iſraelitiſchen Mitbürger Anlaß zu Beitrittserklärungen 
oder Zuwendungen bieten, damit eine immer weitere Verbreitung ſeiner 
humanen Zwecke ermöglicht werde. 


Nachrichten aus der Provinz Poſen. 

Poſen, 21. März. [Ein Transport von Mördern.] Heute früh 
wurden die drei Arbeiter Dolata, Gawronski und Oſſowski, welche wegen 
Ermordung der Wittwe Mendelſohn und deren Geſellſchafterin zum Tode 
verurtheilt, jedoch zu lebenslänglicher Zuchthausſtrafe begnadigt worden ſind, 
nach der Strafanſtalt Rawitſch transportirt. (Poſ. Ztg.) 


Handel, Induſtrie ꝛc. 


Berlin, 21. März. [Börſe.] Die Börfe hatte den heutigen Verkehr in 
recht feſter Haltung eröffnet und ſtützte ſich dabei in der Hauptſache auf 
die von den auswärtigen Börſenplätzen vorliegenden Coursdepeſchen. Auch 
die heut publicirte Herabſetzung des Wechſeldisconts der Reichsbank um 
1 volles Procent und des Lombardzinsfußes um % pCt. deutete die Börſe 
in recht günſtigem Sinne. Die feſte Stimmung erlitt jedoch bald eine 
Abſchwaͤchung, da die Hauſſe Angeſichts des immer näher rückenden 
Ultimo an die Begleichung ihres Engagements denken muß. Die Neigung, 
neue Waare zu kaufen, verſchwindet immer mehr, wogegen die Realiſations⸗ 
luſt in den Vordergrund tritt. ‚Der Verlauf des heutigen Geſchäfts zeigte 
ein fortwährendes Ringen der beiden ſich gegenüberſtehenden Strömun⸗ 
gen. Die Notirungen der Hauptſpeculations⸗Papiere unterlagen mehr⸗ 
fachen Schwankungen, ſchließen aber mit einer nicht ganz unbedeutenden 
Courseinbuße. Oeſterreichiſche Credit⸗Actien und Franzoſen wurden ziemlich 
rege umgeſetzt. Lombar den waren nach 
ſchloſſen wieder etwas feſter auf beſſere Pariſer Meldung. An der Pariſer 
Börſe war das Gerücht verbreitet, das die Geſellſchaft nicht 25 Frances, 
wie das Wiener Comite beantragte, ſondern m Francs Divi⸗ 
dende pro 1878 zahlen werde. Oeſterreichiſche Nebenbahn 
gute Feſtigkeit bei ziemlich ſtillem Geſchäftsverkehr. Böhmiſche Weſtbahn, 
Elbethalbahn, Eliſabeth⸗, Weſt⸗ und Rudolfbahn beliebt. Galizier etwas 
beſſer. Von den localen Speculations⸗Effecten unterlagen Disconto⸗Com⸗ 
mandit⸗Antheile mehrfachen Schwankungen, obwohl die Umſätze ſehr gering⸗ 
fügig waren. Laura-⸗Actien per ult. 667 — 74. Auswärtige Staatsanleihen 
erfreuten 1 7 einer beſſeren Stimmung, namentlich waren Italiener LE 
und belebt, 

Oeſterr. Goldrente belebt. Ruſſiſche Anleihen ruhiger. 5 pCt. Anleihen per ult. 
87%, Ruſſiſche Noten verkehrten in feſter Haltung, per ult. 199— 199 / (Vorpr. 
200/1), per April 199 —200 (Vorpr. 202]. Preuß. und andere deutſche Staats: 
papiere feſt aber ruhig. Eiſenbahn⸗ Prioritäten fanden rege Beachtung, namentlich 
wurden einheimiſche 4 proc. Deviſen zu feſten Courſen in großen Sum⸗ 
men aus dem Markt genommen. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte war der 
Verkehr ſehr klein. Per ultimo notiren Bergiſche 79,60 —50, Köln. 105,25 
bis 10 — 25, Rhein. 107,25—10. Potsdamer, Stettiner u. Anhalter gingen 
zu hohen Courſen um. Oberſchleſ. beliebt u. ſteigend. Rumänier matt u. 
angeboten. Oblig. ebenfalls gedrückt. Leichte Bahnen fanden wenig Beachtung. 
Bankactien trugen eine ziemlich feſte Phyſiognomie. Badiſche Bank beſſer, 
Baſeler Bankverein, Börſenhandelsverein, Spielhagen, Deutſche National⸗ 
bank, Königsberger Vereinsbank und Pommerſche Hypothekenbank zogen 
ebenfalls im Courſe an. Billiger erhältlich waren: Deſſauer Landesbank, 
Weimariſche Bank und Norddeutſche Grundereditbank. Induſtriepapiere feſt 
und zum Theil auch animirt. Continental⸗Pferdebahn beſſer, Deſſauer 
Gasactien gingen zu hohem Courſe um, Halle ſche Maſchinen und Egells 
Maſchinenfabrik anziehend, Deutſche Eiſenbahnbau⸗Geſellſchaft mußte im 
Courſe nachgeben; Leopoldshall gedrückt. Montanwerthe nicht unbelebt. 
Rhein⸗Naſſau, Dortmunder Union, Bochumer, Phönix A, Louiſe Tiefbau, 
Mechernicher, Hibernia, König Wilhelm, Aachen⸗Höngen und Dortmunder 
Bergwerk niedriger. 5 

Um 2% Uhr: Credit 439,—, Lombarden 115,—, Franzoſen 443,50, 
Reichsbank 153,25, Disc.⸗Commandit 137,50, Laurahütte 66,60, Türken —,.—, 
Italiener 78,10, Oeſterr. Goldrente 66,75, Ungariſche Goldrente 74,50, 
Deiterr. Silberrente —,—, do. Papierrente 55,75, 5% Ruſſen 87,25 Br., 


Köln⸗Mindener 106,50, Rbeiniſche 108,— Gd., Bergiſche 80,40, Rumänen 


30,10, Ruſſiſche Noten 199,25. Schwach. . 

Coupons. (Courſe nur für e Oeſterreich. Silberrent.⸗Cp. 
bez., do. Eiſenb.⸗Coup. 173,— bez., do. Papier in Wien zahlb. min. 50 
k. Wien, Amerik. Gold⸗Dollar⸗Bonds 4,165 bez., do. Eiſenb.⸗Prioritäten 
4,165 bez., do. Papier⸗Dollars 4,165 bez., 6% New⸗Nort⸗City —,— eh 
Ruſſ. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier und verl. min. 75 Pf. 
k. Pet., Poln. Papier u. verl. min. 75 Pf. Warſchau, Ruſſ.⸗Engl. u 
verl. —— bez., Ruſſ. Zoll 20,57 bez., 22er Ruſſen ——, Große Ruſſ. 
Staatsbahn —,— bez., Ruſſ. Boden⸗Credit —,— bez., Warſchau⸗Wiener 
Comm. —,— bez., 8% Rumäniſche Div.⸗Sch. p. 78 —,— bez., Warſchau⸗Teres⸗ 
pol —— bez., 3 und 5% Lombard min. — \ 
zahlbar min. — Pf. Paris, Holländiſche min. — Pf. Amſterdam, Schweizer 
325 = Pf. Paris, Belgiſche minus — Pf. Brüſſel, Verl. Lſtr.⸗Obligat. 
20,445 bez. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitats⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 
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Breslau, 2 März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 38 Em. U.⸗P. 1 M. 12 Cm. 


wie por pernachläſſigt. Franzoſen 


en bekundeten 


ng. Goldrente hatte höher eingeſetzt, ließ dann aber etwas nach, 


Pf. Paris, Diverſe in Paris 


P.. 


* r a; * 
Berliner Börse vom 21. März 1879. 
Fonds- und Geld-Course. Weohsel-Course. 
Deutsche Reichs- Anl. 4 | 97,40 ba Amsterdam 180 Fl.. 4 4. ½ 169,25 bz 
Oonsnlidirte Anleihe. 10 105,30 ba de. doo. 2 K. 3½ 168,30 bz 
\ do. 40. 1876 | 97.10 bas [London 1 Latn....-. 3 uU. ½ 20,38 br 
Staats- Anleihe 4 ob Paris 100 Fres .. 8 T. 380,88 bz 
8 aste-Schuldsc heine. 3½ 92.1 bz Petersburg 100 SR.....| 3 M. G 1970 ba 
Präm.-Anleihe v. 18553 ½ 149,76 bz Warschau 100 SR. 8 T.|6 188,75 ba 
Berliner Stadt-Oblig. 4½ 10 2.6% B Wien 100 Il. 8 T. 4½ 173,70 bz 
Berliner 45ů—ů ee 8 E 2 M. 4½ 072.70 bz 
31½0 85, 
2 8 — 96. ao 2 “urn, 40 Chaler-Loose 239 25 bz 
2 Een 4½% 1020 bzB zadische 35 Fl.-Loose 161,75. bz 


2 de, .. . 5 
Erd. 4 — — sraauschw. Präm,-Anleihe 83,CO bz 

4 ee 4 5 95.90 ba Mdenburger Loose 14550 bz a 

87.50 8 ä See 


Schlesische 3 u Ducaten — — Dollars 4.18 @ 
Lndschaftl, Central 85 bz over. 26,75 6 Oest. Bkn. 174,15 ba 
/ Kur- u. Neumärk. a Napoleon 1.24 be do. Silbergd — -- 
3 Pommersche .. 440 imperials 16,67 6 Russ. Bkn. 138,25 bs 
Eosensche 4197. @ a ee en 
a EuBSaHadEN EL Pi Eisennahn-Stamm-Astien. 
estial, u. . 4 m 
S[Sächsische ... +. 8 a = ee 17 er 4 | 16,56 bz& 
ei Schlesische 4 12-90 5 Berg- Märkische. 3½ — 4 | 19,50 d. 
Badische Präm.-Anl, . 255 2 
24.40 576 Berlin-Anhalt . 5, — |4 | 87,49. bs 
Baierische aal Anleihe * e | u ML AIR 
Senn, wunte von 18703 7460 b [Berlin-Gönlits...|0 % f | 16,26 ba 
e erung a: | — . e Bra 
8 Potad-Aag Ehe 
F Berlin-Stettin . ..| 3 3% | 9500 d. 
"sche Partisl-Ob. 9,00 B Böhm. Westbahn 5 5 5 | 73,86 be 
Bm fd. a, Pr.Hyp--B.[41),} 96,76 beg Bresl.-Freib. .... 2 — 4 66,15 2d 
do. do. 8 — re ._ Cö!n-Minden 5 — 4 5 u 
tsche Hyp.-B.-Pfb.4½ 96, z Dux-Bedenbach. B.] 0 0 4 | 25.46 bz 
a 4 do. 5, 101,25 bd Gal. Carl-Ludw..B. 92% — 4 | 99,99 bz 
Künd 1 40. 77 Allg ee — ane 2 70 x 1222 = 
ürnd, do. 25 25 annover-Altenb. 5 
7 rückzb. à 110 ja 10m De — -Odesberz - . : 3 rn 
7 do. 0. 21 9, 2 ronpr, Rudolfb. 80 bz 
bon H. d. Fr Ba- Ord h. | — — Ludwigsh.-Bexb. | 9 |9 4 1820 bz 
de. III. Em. do. |5 101,00 bad IMärk.-Poseuer 0 0 4 | 22,09 bas 
Kündb.Hyp.Schuld. do.|5 |160,00 f Magdeb.-Halberst.| 8 — |4 [12500 be 
Eyp.- nth. Nord-G. C- BO | 93,56 6 Mainz-Ludwigsh. 5 — 4 | 66,75 p⸗ 
2. do, pri d — 5 Kiederschl-Märk... 4 4 EM N hai 
„ Hyp.-Briefe .. 1,25 bz erschl, A. O. D. E.] 81/, | — 26, x 
dae. 40. I. Em. ? | 8.78 bed 40. B. % — (111800 6 
Goth. Präm.-Pf. I. Em. 5 10% bad I oesterr.- Fr. St.- B. 6 | — 4 44600-4490 
do, do, II. Em. 5 106, bad fOest. Nordwestb.] 4,15| — |5 |216 bad 
do. 5jpPf.rkzlbr.m.110)5 14,50 6 Oest.Südb. (Lomb) © | © 4 1149.15.30 
40. 4½ do. do. w. 1104½ 94,5% bad Ostpreuss. Südb, .| ® 0 4 | 4599 ba 
Meininger Erg i i ae > Rechte-O.-U.- B. 6 15 10 25 5 
Pfdb. d. O est. Bd.-Cr.-Ge. 98.20 ba Reichenberg -Pard, 2J.37½ bz 
Bohles. Bodener.-Pfdbr. 5 100,76 8 Rheinische 7 — 4 1107,10 ba 
"do, 4% Mh] are @ do,Lit,B. (adh gar. A 4 4 | 9460 ba 
Büdd. Bod.-Ored.-Pfdb. 5 1103,30 6 Bhein-Nahe-Bahn.| 0 0 4 859 G 
do. do. 4½%4½ 99,75 8 Rumän. Eisenbahr| 2 — 4 130,20 bz 
— ET TEN TE ——— Schweiz Westbahn| 0 0 4 15,90 8 
Ausländische Fonds. e 0 Aa 4¹ů¹ dh 9 ehe 
ilber-R. (i. 1... 4½ 56,16 bh üringer Lit, A. — 60 bz 
N 55 — NE ee 56.00 B Warschau-Wien. 8 — 4 111448 bz 
de. Feiler n | "Eisenbann-Stamm-Priorfikis-Actlen. 
do, Papierrente. . . .4lj,} 55.70 bz 7 2 
20. Ser Främ- Anl. J 107.0% B Berlin-Dresden . 0 — 4138,60 b:G 
do, Lott.-Anl. v. 60% | 114.60 bz Berlin-Görliwer,, .| 0 0 5 | 42,25 bz& 
de. Credit-Loose . fr. | 313,25 bz Breslau-Warschau| 0 0 6 | 30,00 bz 
do. 64er Loose. fr. 27.4 bad Hatlle-Sorau-Gub. 0 0 5 | 45,70 ba 
Russ, Präm.-Anl, fi - u > Hannover - Altenb, 2 — 5 5. * 
do. do. J 2 Kohlfurt-Falkenb, 5 5 
do, Orient-Anl. v. 18775 | 57,75 bag Märkisch -Posener] 4½ | — 5 89.0 b 
do. II. an 3 = en RR. TH BEIER 3 3 2 34 Bu a 
do, Bod.-Ored.- r. 2 o. Lit. C. 5.5 
Aer cee bac 0 l. ur Ostpr. Südbahn 10 5 8 11115 50 
"Buss.-Poln.Schatz-Obl. 225 ſehte-O.-U.- EK. 649 | — ‚15 
keln. 1 on ee ur En ee Br 5 ie en =. 
Poln, Liquid.-Pfandbr. 55, aal- Bahn 0 1 * 
Amerik. rückz, p. 1881/6 102,0 G Weimar-Gera . 0 0 5 15,25 6 
= do. 188556 | — — 
45. 6% Anleihe. . e 181, F ba Bank-Papiere. 
Ital. 5% Anleihe . 78 2% bz@& Alg. Deu fland.-G.| 2 2 4 28,0 
Ital. Tabak-Oblig.. 6 10.9% @ Anglo DeutscheBk.| 0 0 4 4.—— 
Raab-Grazer 100 Thlr. L[(4 | 78,3, b2@ Berl. Kassen-Var.| 8½ / 8% |4 147,06 @ 
Aumänische Anleihe 8 14 bz@ Berl. Handels-Ges.| 0 0 4 | 57,00 9 
Türkische Anleihe 2 5 1 — ee 9 10 n u a 
Ungar. Goldrente . . ‚70 be Braunschw. Bank. 1 2.25 bz 
de Loose (M. p. 22 2 mu — Bresl. ae, 51, — 255 — 
Eng. 50% St.-Eisnb. ö 76,00 ba Bresl. Weehslerb.| 5¼ | — 16, 
„ Schatzanw.. .. 6 | — — Coburg. Cred.-Bnk.| 5 4½ 4 | 70.06 bad 
er do. II. Abth.|6 103,0 @ Danziger Priv.-Bk.| 0 5 4 [106,50 8 
Schwedische 10 Thlr.-Locne — Darmst, Creditbk.] 6% | — 4 119,30 bz 
Finnische 10 e 41,00 bz Darmst, SR: 65 600 1 Be 5 
ürken-Loose 31,15 bz Deutsche ank. 2 68,25 bz 
Türken. Io — do, Reichsbank 6,20 6, 4% 163,20 be 
Eisenbahn-Prioritäts-Actlen. ao. Hyp.-B. Berlin| 7½ f 4 80 8 
Berg.-Märk. Serie IL 4¼ 011% G Disc.-Comm.-Anth.| 5 6½% |4 137 75 bz 
40. III. v. St. 3/8. 3½ 66,75 da do. ult|5 % 4 1148,50-37,60 
do. do. VI. 4½ 10,75 G Genossensch.-Bnk.] 6½ 5¼ |4 | 92,00 8 
Ba rn Funken 4 ee 8 ne 7 Junge Hi 5% f 2 85 
n-Görlitz. 2..." 75 2 ot ruuderedb. 5 
F all] 94,50 8 do, junge 8 6 4 | 88,00 ba 
do. Lit. ©... 0 4½ 90.75 d |Hamb. Vereins-B.|105 | 704 |4 [121,30 G 
Bresl-Freib. 55 ie 105 pr 5 5 Hanne v. Bee 0 8 5 1 7 er 
do. t. 4½ 99,50 bz Königsb. Ver.-Buk. 6 83,50 bz 
do. do. H. 4½ 9810 b Ludw.-B. Kwilecki. 0 — 4 re 
do, do, 1. 4½ 95,10 b Leipa. Cred,-Anet,| 5%; 6% 4 |12450 b2G 
de, do. K. 4½ 98,10 b Luxemburg, Bank| 6½ | — 4 |11069 bia 
{ do. von 1876. 102,76 b Magdeburger do. 5% 6/10 [4 110% „ 
1 d du 1555 5 Meininger do. 30 2 1 2 von 
do, . Lit. B./411,1101,56 Nordd. Bank 8½ 8% 38,75 
40. . IV. 19680626 | Nordd,Grunder.-B.| 5 „ |4 | 48460 baG 
40. „„ V. 98.78 B Oberlausitzer Bk.| 3 4 469.75 6 
Halle-Sorau-Guben . . 4½ 10.50 br, Oest. Cred.-Actien] 8½ 8¼ 4 44 438 
Hannover-Altenbeken.4½ 98,25 8 Posener Pro.-Bank 6½ | 4 103.60 6 
Mürkisch-Posener 6 — — Pr. Bod.-Or.-Act.-B.] 8 5 4 | 72,50 bz@ 
J.-M. Staatsb. I. Ser.4 | 97,00 Pr. Cent,-Bod.-Ord.| 91/9 | Ya 4 17,00 bz 
do, do. II. Ser.|4 | 46,10 @ Sächs. Ban 5% | 594 4 107% % 
do. do. Obl. I. u. II. 4 | 97,00 @ Schl. Bank-Verein| 5 — 4 | 8850 B 
do, do, III. Seri4 | 9566 @ Weimar. Bank ..| 0 — 4 | 33,75 bz 
Oderschles. 4. 31 95,75 8 Wiener Unionsbk.| 3½ | 5 4 137 bz 
0. Bd al — 
een 4 | 85,00 @ In Liquidation. 
Re 4 | 95,00 6 Berliner Bank . . Im 4006 
de, — 8 3½ 87,50 8 Berl. Bankverein. — — ftr. 28 bz@ 
do, 8 4½ 101,25 8 Berl, Wechsler-B.| — — fr.. — — 
do. G. „ 40 as 2 Centralb. 5 8 — — 5 > 7 
do. H.. „ „„ 4,00 Deutsche Unionsh,| — | — „| 3% 
— von 1869, 06 5 161,40 8 Gwb. Schuster u. C. — |— [tr. —— 
do. von 1873. 4 | 93,56 bz& Moldauer Lds.-Bk.| — | — fr. — — 
do. von 1874. 4½ 100.80 8 Ostdeutsche Bank| — — ftr. — — 
do, Brieg-Neisse 45 —— 3 Pr. 1 — [— ftr. ir — 
do. Oos“ derb. 7 Sächs. Ored.-Bank| — — ftr. 7.25 6 
do. do. 5 103,00 6 Schl. Vereinsbank — — |fr. 63,0 6 
do. Btargard-Posenſ4 — — Thüringer Bank .| 0 — fr. 80,50 6 
do. do, II. Em. 4½ 100,80 0 
do. do, III. EM. 4% 100,0 G ingustrie-Papiere. 
n Berl, Eisenb,-Bd-A.|— | — ſcr. — — 
Ostprouss, Südbahn 11 167 7 D. Eisenbahnb.-G.( 0 — 4 | 975 bza 
be- Oder. Ufer B. 410 do. Reichs. u. Co.-B. G — i | 275 b20 
Bohlosw, Eisenbahn . 4½ 0060 & Tord dame 0 T |4 | 2460 %“ 
Nordd, Gummifab. 4 4 4925 6 
r Westend. Com. G — — ftr. 0,30 0 
1 20 Mark gar... 6 83,10 b pr H N 
„Hyp.-Vers.-Act.| 8 — 4 | 8400 B, 
Charkow-Krementsch. 7 — 5 
. 5 2200 vad Schles. Feuervers. 25 fr. 930 6 
do, do. in Pfd,Sterl.)ö 3,10 b2@ ü 1 5, 
nen eee ne 
Dortm. Union 9 4 8.00 6 
1 be do. adgest...|0 — 4 | 10,40 bz 
as Dur eve g. r. ‚ Königs- u. Laurah.| 2 — 4 87,00 b 
Gal. Carl-Ludw.-Babhnſs | 87,30 bz& Lauchhummer . .| ® a 
do. do. meuelö | 86,75 G Marienhütto ....|3 — 4 | 4260 526 
Kaschau-Oderberg ..5 | 64,56 bzG 8 525 
Cons. Redenhütte. 469 
Ung. Nordostbahn. ,.|5 | 59,60 bz 
Schl. Kohlenwerke| 0 — 4 8.75 B 
Uns, Ostbahn . % 80.0 % schlzinkh. Actien 6½, | — 4 7800 br 
n do. St-Pr-Act.| 6%½ — 4 00.00 B 
8 n Tarnowitz, Bergb.| © (— 4½ 42,00 ba 
5 S Vorwärtshütto . 0 — |4 600 B 
Mährische Grenzbahn|5 67.40 6 Bai SE s 
Sy Fr 9 . 5 Re Bresl, Bierbrauer. 0 | — ftr. — 
ee F mo ft. er de | 8e na 
Oenterr.- Französische. |354.10 bzG Erdm. Spinnerei! 0 % 180 b⸗ 
de, do, 11.3 34890 @ Görlitz. Eisenb.-B.| 4 | — 4 | 600 brB 
de. südl. Staatebahn|3 1253,10 bc Hot. Wag. Kab.“ 0 — 4 1800 6 
40. neues 253.10 bzG 1. ; A =; 
O.-Schl. Eisenb.-B.| 0 4 29,59 bd 
do, Odligationenſs | 87,04 be Schl. Leinenind, 4 En IR 
RBumän. Eisenb.-Oblig 9 82,50 be do. Porzellan | 1a — 4 | 26,40 be 
I Sal Wilhelmeh. MA. | 0 — ja 1800 B 
do IV. . % 87740 B, Bank-Discont 3 pbt. 
4 V. . 6 | 883,70 bz Lombard-Zinsfugs 4 pOt. 


Petersburg, 21. März. Ausweis der Reichsbank vom 17. März n. St.“) 
Ereditbill. im Umlauf . 716,515,125 Rbl. unverändert. 
Notenemiſſion für Rechnung der 
Succurr. 427,800,000 Rbl. Zun. 1,300,000 Rbl. 
Vorſchüſſe der Bank an die Staats⸗ 
435,340,733 Rbl. Zun. 1,054,503 Rbl. 


erung u % 0 
) Ab⸗ und Zunahme gegen den Ausweis vom 10. März. 


2 Tele iſche Depeſchen. 
1 Depehdi 

Wien, 21. März. Die „Polit. Correſp.“ meldet aus Bukareſt 
von heute, in Folge des Antrags von 12 Mitgliedern der Oppoſitions⸗ 
partei auf Modification des Cabinets im Sinne einer Vertretung 
aller politiſchen Gruppen ſei eine Miniſterkriſis eingetreten. — Der 
Reichskriegsminiſter Graf Bylandt⸗Rheydt hat ſich heute mit ſechs⸗ 
wöchentlichem Urlaub nach Meran begeben. 

Paris, 21. März. Der Handelsminiſter empfing heute Delegirte 
von 18 franzöſiſchen Handelskammern, welche die Handelsverträge 
aufrechtzuerhalten baten. Der Miniſter erklärte, ſeine perſönlichen 
Anſichten ſeien den Wünſchen der Delegirten günſtig, er müſſe ſich 
aber die Meinung des Cabinets vorbehalten. — Das katholiſche 
Journal „Union“ publicirt eine Note betreffs der Organiſation von 
Einreichungen von Petitionen gegen die Geſetzentwürfe Ferrys. 

Petersburg, 21. März. Nach dem Bericht des Zolldepartements vom 
20. d. betragen die Zolleinnahmen im Jahre 1879 7,842,345 Rbl. oder 
1,857,187 Rbl. mehr als in dem gleichen Zeitraum des Vorjahres. Edell⸗ 
metall wurde im Jahre 1879 für 2,000,850 Rbl., 1,885,611 Rbl. mehr ein⸗ 
geführt, als in dem entſprechenden Zeitraum des Vorjahres, der Export be⸗ 
trug in dieſem Jahre 277,193 Rbl., 915,699 Rbl. weniger als 1878. 

(Aus Hirſch' telegraphiſchem Bureau.) 

Konſtantinopel, 20. März. Seitens der Pforte iſt ſoeben eine 
identiſche Note an ſämmtliche Congreßmächte gerichtet worden, in 
welcher der Standpunkt und die thatſächlichen Verhältniſſe der Türkei 
gegenüber der von Griechenland geforderten Grenzberichtigung dar⸗ 
gelegt werden. Die Pforte betont die abſolute Unmöglichkeit, dieſen 
Anſprüchen genügen zu können, erklärt ſich aber bereit, auch ferner 
in Verhandlungen zu treten, welche diejenigen Zugeſtändniſſe zur 
Grundlage haben, die von der Regierung des Sultans den griechiſchen 
Delegirten bereits ausführlichſt mitgetheilt worden feien. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Frankfurt a. M., 21. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [(Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 495. Pariſer Wechſel 80, 97. Wie⸗ 
ner Wechſel 173, 70. Böhmiſche Weſtbahn 149. Eliſabethbahn 149. 
Galizier 199%. Franzoſen ) 222%. Lombarden k) 56%. Nordweſtbahn 
105. Silberrente 56. Papierrente 55%. Oeſterreich. Goldrente 66%. 
Ungar. Goldrente 74%. Italiener —. Ruſſ. Bodencredit 74%. Ruſſen 
1872 85%. Neue ruſſ. Anleihe 837%. 1860er Looſe 114%. 1864er Looſe 
276,00. Creditactien“) 220. Oeſt. National⸗Bank 689, 00. Darmſtädter 
Bank 119. Meininger Bank 77%. Heſſ. Ludwigsbahn 66%. Ungariſche 
Staatslpoſe 167, 00. do. Schatzanweiſungen 104. do. Oſtbahn⸗Obliga⸗ 
tionen 11. 66%. Central⸗Pacific 105%. Reichsbank 15344. Reichs⸗Anleihe 
97%. II. Orientanleihe 57%. Discent — pCt. Seit. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 219%, Franzoſen 222%, Lom⸗ 
barden —, Oeſterr. Goldrente —, Ungar. Goldrente 74%, Galizier 199, 
Orientanleihe —, 1877er Ruſſen —. 

*) per medio reſp. per ultimo. 


Hamburg, 21. März, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr. A. 119% Silberrente 55%, Oeſt. Goldrente 66%, Ung. Golvrente 


7445 Creditacnen 219, 1860er Looſe 11875 : Aenne 552, Lombarden 
1424, Ital. Rente 78%, Neueſte Nuſſen 8 Y, ereinsbank 121, Laura: 
ütte 65%, Commerzbank 102, Norddeutſche 138, Anglo⸗deutſche 3444, 
ntern. Bank 85%, Amerik. de 1885 96%, Köln⸗Minden. St.⸗A. 106%, 
Rhein. Eiſenbahn do. 108, Bergiſch⸗Märkiſche do. 80%, Disconto 2 pCt. 
— Anfangs feſt, Schluß matt, nur Bahnen beliebt. 

Silber in Barren per Kilogr 145,35 Br., 144, 85 Gd. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 40 Br. 20, 34 Gd., London 750 
20, 51 Br., 20, 43 Gd., Amſterdam 168, 00 Br., 167 40 Gd., Wien 172, 5 
Br., 170, 50 Go, Paris 80, 60 Br., 80, 20 Gd., Petersburger Wechſel 
199, 00 Br., 195, 00 Gd. ; 

Hamburg, 21. März, Nachm. e Weizen loco unver⸗ 
ändert, auf Termine feſter, Roggen loco unverändert, auf Termine beſſer. Weizen 
per April⸗Mai 177 Br., 176 Gd., per Mai⸗Juni 17944 Br., 179 6d. Roggen 
per April⸗Mai 119 Br., 118 Gd. per Mai⸗Juni 120 Br., 119 Gd. Hafer 
und Gerſte unverändert. Rüböl feſt, loco 60, per Mai 59½. Spiritus flau, 
per März 40% Br., per April⸗Mai 41 Br., per Mai⸗Juni 41 Br., per 
Juni⸗Juli 41% Br. Kaffee feſt, Umſatz 5000 Sack. Petroleum feſt, 
Standard white loco 9, 15 Br., 9, 00 Go., per März 9,00 Gd., per Aug.⸗ 
December 9,80 Gd. — Wetter: Bedeckt. £ 

Liverpool, 21. März, Vormittags. [Baumwolle.] N 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Felt. Tagesimport 18,000 Ballen, 
davon 17,000 B. amerikaniſche. 5 

Liverpool, 21. März, Nachmittags. [Baumwolle.] SSchlußbericht.) 
Umſatz 12,000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 
Middl. amerikaniſche März⸗April und April⸗Mai⸗Lieferung 5% D. 

Upland good ordinary 5%, low middl. 5½, middl. 5%, Mibil middl. 
5% 1 25 oomra 4%, Good fair 400% D. g 

ancheſter, 21. März, Nachm. lar Water Armitage 6%, 12r Water 
Taylor 6%, 20r Water Micholls 7%, 30r Water Gidlow 8%, 30er Water 
Clayton 9, 40r Mule Mayoll 8%, 40r Medio Wilkinſon 9%, 36r Warp: 
cops Qualität Rowland 8%, 40r Double Weſton 9%, 60r Double Weſton 
12%, Printers % % 8A pfd. 87. — Anziehend. 

Petersburg, 21. März, Nachm. 5 Uhr. 5 eee Wechſel 
London 3 M. 23%, do. Hamburg 3 M. 200, do. Amſterdam 3 M. 
—, do. Paris 3 M. 247%, Ruſſiſche Prämien ⸗ Anleihe de 1864 (geſt.) 
239, do. de 1866 (geſt.) 234%, Ruſſ. Anl. de 1873 134%, 1877er Ruſſen 
140%, K⸗Impeérials 8, 41, Große Ruſſ. Eiſenbahnen 244%, Ruſſ. Boden⸗ 
eredit⸗Pfandbrieſe 121%, II. Orient⸗Anleihe 93%. Privatdiscont 3% & : 

ee” 21. März, Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 
loco 63, 00. Weizen loco 13, 75. Roggen loco 7, 75. Hafer locs 4, 75. 
a loco —, — Leinſaat (9 Pud) loco 15, 75. — Wetter: 4 Grad 
välte. 

Peſt, 21. März, Vorm. 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen loco 
matt, Termine ruhig, per Frübjahr 8, 70 Gd. 8, 80 Br. — Hafer per 
Frühjahr 5, 52 Gd., 5, 57 Br. — Mais (Banat) per Frühjahr 5, 00 
Gd., 5, 02 Br. — Wetter: Nebel. i 

Paris, 21. Mar, Nachm. [Productenmarkt.] (Schlußberiät.) 
Weizen ruhig, per März 27, 25, per April 27, 50, per Mai⸗Juni 27, 75, 
per Mai⸗Auguſt 27, 75. Mehl ruhig, per März 60, 25, per April 60, 25, 
per Mai⸗Jum 60, 75, per Mai-Auguſt 60, 75. Rüböl ruhig, per März 
83, 25, per April 83, 25, per Mai⸗Auguſt 84, 00, per September⸗December 
85, 25. — Spiritus ruhig, per März 56, 00, per September⸗December 
57, 00. — Wetter: Schön. 

Paris, 21. März, Nachmittags. Rohzucker ruhig, Nr. 10/13 pr. Marz 
pr. 100 Kilgr. 50, 25, Nr. 7/9 pr. März per 100 Klgr. 56, 00. — Weißer 
Zucker weichend, Nr. 3 per 100 Klgr. per März 59, 75, per April 60, 00, 
per Mai⸗Auguſt 60, 50. 

London, 21. März. Havannazucker Nr. 12 21%. Träge. 

Antwerpen, 21. März, Nachmittags. [Getreidemarkt.] (Schluß: 
bericht.) Weizen ruhig. Roggen behauptet. Hafer unverändert. Gerſte ftill. 

Antwerpen, 21. März, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. (Petroleum: 
Markt.] ( chluß bericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 22 bez., 22% Br. 
per April 22% Br., per September 24 Br., per September ⸗ December 
24% Br. — Weichend. 5 , 

Bremen, 21. März, Nachmittags. Petroleum ruhig. (Schluß bericht.) 
Standard white loco 8, 70, per April 8, 75, per Mai 8, 80, per Auguſt⸗ 
December 9, 60. 


Berlin, 21. März. [Producten⸗Bericht.] Das Wetter iſt entſchieden 
rauher geworden und hat auf die Stimmung für Getreide einigen befeſti⸗ 
enden Einfluß ausgeübt. — Für Roggen find zwar nur unerheblich höhere 
reiſe bezahlt worden, doch es fehlte an Verkäufern für Termine ſehr, Ion: 
würde der äußerſt ſchwache Umſatz ſich reger Aan haben. Waare iſt 
knapp, der Bedarf kann ſich nicht befriedigen. — Roggenmehl feſt. — Weizen 
in beſchränktem Verkehr, Preiſe gut behauptet. — Hafer war loco etwas 
höher zu verwerthen, auch Termine profitirten eine Kleinigkeit. — Rüböl 
beſſer bezahlt. erkäufer verhielten ſich mäßiger Kaufluſt gegenüber ſehr 
zurückhaltend. — Petroleum ſtill. — Spiritus hat ſich bei etwas vermehrter 
Kaufluſt merklich im Preiſe gebeſſert. 5 
Weizen loco 150—190 Mark pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, 
defekter weißer poln. — M. ab Bahn bez., per März — M. hez., per April⸗ 
Mai 175% M. bez., per Mai⸗Juni 1786 M. bez., per Juni⸗Juli 1824, M. 
bez., per Juli⸗Auguſt 186 M. Br., 185 44 M. Gd., per September-October 
189—188½ M. bez. Gekündigt — Centner. Kündigungsvreis — M. — 


Roggen loco 115 bis 130 M. vu 1000 Kilo nach Qualität gefordert, ruſſ. 


118—119 Mart, ſtark klammer ruſſ. — M., feiner ruſſ. — Mark, inläandi⸗ 
ſcher 123 bis 136 ff. begeben 197 N. ab Bahn bez. ver kn 
April⸗Mai 121 bis 121% Mark bez., per Mai⸗Juni 121 


5 1 per 
bis 121½ Mark bez., per Juni⸗Juli 123— 123% M. be „per Juli⸗Auguſt 
124% bis 125 Mark bez., per September⸗Octoder 126/½ —127 Mark bez. 
Gekündigt — Etr. Kündigungspreis — M. — Gerſte loco 100 bis 183 M. 
nach Qualität gefordert. — Mais loco 120—123 M. nach Qualität gefor⸗ 
dert, rumäniſcher — M. ab Bahn bez. — Hafer loco 100—138 Mark pro 
1000 Kilo nach Qualität gefordert, oſt⸗ und weſtpreußiſcher 100—119 M. 
bez., ruſſiſcher 100 bis 119 M. bez., pommerſcher 113 bis 119 Mark bez., 
ſchleſiſcher 113—123 M. bez., böhmiſcher 113—123 M., feiner weißer pomm. 
u. mecklenburgiſcher 120 bis 124 M. ab Vahn bez., März — M. bez, * 
April⸗Mai 116 M. bez., per Mai⸗Juni 118 M. bez., per Juni⸗Juli 120% M. 
bez., per Juli⸗Auguſt 122 M. bez. Gel. — Ctr. Kündigungspreis — M. 
Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. O und 1: incl. Sad per März 17,15 M. 
bez., per März⸗April 17,15 Mark bez., per April-Mai 17,20 M. bez., per 
Mai⸗Juni 17,35 M. bez., per Juni⸗Juli 17,45 Mark bez., per Juli⸗Auguſt 
17,60 Mark bez., per September⸗October — M. bez. Gekünd. — Centner. 
Kündigungspreis — Mark. — Rüböl pro 100 Kilo loco mit Faß — M., 
ohne Faß 58,2 Mark bez., per März — M. bez., per März⸗April — Mark 
bez., per April⸗Mai 58,5 M. bez., per Mai⸗Juni 58,8 M. bez., per Juni⸗ 
Juli — M. bez., per September⸗October 60,4 M. bez. Gekündigt 500 Ctr. 
Kündigungspreis 58,2 Mark. — Leinöl loco 59,5 M. — Petroleum loco per 
100 Kilo incl. Faß 20,8 Mark bez., per März 20 Mark bez., per März⸗ 
April 20— 19,9 Mark bez., per April⸗Mai — M. bez., per September⸗October 
23,5 M. bez., per Auguſt⸗December — M. bez. Gekündigt — Etr. Kün⸗ 
digungspreis — M. 
Spiritus loco ohne Faß 51, M. bez., per März — M. bez., per März: 
April — M. bez., per April⸗Mai 51,5—51,8 M. bez., per Mai⸗Juni 51,7 
bis 51,9 M. bez., per Juni⸗Juli 52,5—52,7 Mark bez., per Juli⸗Auguſt 
53,4—53,6 M. bez., per Auguſt⸗September 54—5 4,2 Mark bez. Gekündigt 
— Liter. Kündigungspreis — M. 


Breslau, 22. März, 9% Uhr Vorm. Der Geſchäftsverkehr am heu⸗ 
tigen Markte war im Allgemeinen von keiner Bedeutung, bei ſchwachem 
Angebot Preiſe unverändert. : 

Weizen, nur feine Qualitäten behauptet, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 14,30 bis 16,70—17,50 Mark, gelber 14 20— 16,50 bis 16,90 Mark, 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. N N 

Roggen, bei ſchwächerem Angebot preishaltend, pr. 100 Kilogr. 10,60 
bis 11,50—12,00 Mark, ſeinſte Sorte über Notiz bezahlt. : 

Gerſte ſchwach gefragt, pr. 100 Kilogr. 11,50 bis 13,40 Mark, weiße 
13,39 —14,20 Mark. - ; 

Hafer in ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. 9,40 — 10,00 — 10,60 bis 
12,00 Mark. 

Mais ſtark angeboten, pr. 100 Kilogr. 9,80--10,20—10,80 Mark. 

Erbſen gut behauptet, pr. 100 Kilogr. 11,60—12,80—14,00-—14,80 
Mark, Victoria⸗ 14,80 —16,30—17,50 Mark. 

Bohnen ohne Frage, pr. 100 Kilogr. 15,50 —16,50—18 Mark. 

Lupinen unverändert, 2 100 Kilogr. gelbe 7,50 — 7,80 — 8,10 Mark, 
blaue 7,30 7,60 8,00 Mark. 

Wicken ſtärker angeboten, pr. 100 Kilogr. 10,20 —10,80—11,40 Mark. 

Oelſaaten gute Kaufluſt. 

Schlaglein ſehr feſt. „ 

Pro 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
Schlag⸗Leinſaat .. 26 — 24 — 23 


Winterraps 25 75 24 75 23. 75 
Winterrübſen . 25 — 24 75 23 75 
Sommerrübſen 25 — 24 75 23 75 
Leindotter 21 20 — 19 — 


Raps kuchen ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 6,40. 6,70 Mark. 

Leinkuchen gut behauptet, pr. 50 Kilogr. 8,30—8,80 Mark. 

Kleeſamen ſchwacher Umſatz, rother ruhig, pr. 50 Kilogr. 33—36 bis 
40—43 Mark, — weißer unverändert, pr. 50 Kilogr. 39—50—54—60 Mark, 
hochfeiner über Notiz. a 

Thbymothee ruhig, pr. 50 Kilogr. 12,50—14—17—19,50 Mark. 

m ohne Aenderung, pr. 100 Kilogr. Weizen fein 24,00—26,00 
Mark, Roggen fein 19,00 — 20,00 Mark, Hausbacken 17,50 —18,50 Mart, 
Roggen⸗Futtermehl 8—9 Mark, Weizenkleie 7.007,50 Mark. 


eu 2,60—3,00 Mark pr. 50 Kilogr. h 
oggenſtrob 19,00—21,00 Mark pr. Schock & 600 Kilogr. 


g Literariſches. 
„Erlauchte Geiſter.“ Ein Citatenſchatz als Geburtstagschronik. Zu⸗ 
Nei Gedenk⸗ und gangene für jeben Tag des Jahres. on 


A. Schmidt. (Langenſcheidt, Berlin SW.) Dieſes ſehr ſchön aus: 
W uch bringt uns die geiſtigen Herren in Kunſt, Wiſſenſchaft und 
iteratur und geſchichtliche Perſönlichkeiten in Erinnerung und ſchlägt in 


den glücklich gewählten Citaten gleichſam das Leitmotiv ihres Lebens und 

Wirkens an. Es bietet dadurch eine Fülle von Anregungen für empfängliche, 

Gesch 3 und eignet ſich deshalb beſonders zum Gonfirmationg: 
eſchen 


Nachdem die Hinſtorffſche Volks⸗Ausgahe der Werke unſeres Fritz 
Reuter nun in 7 Bänden fertig vorliegt, ſind auch die dazu gehörigen, 
von uns kürzlich erwähnten e in dieſen Tagen mit 
den Lieferungen 2—4 in C. A. Kochs Verlag in Leipzig vollſtändig er⸗ 
Huter Sie enhalten zwei allerliebſte Luſtſpiele 177 1. April 1856 oder 

nel Jacob und Onkel Jochen“ — und „Fürſt Blücher in Teterow“), jo 
wie feine reizenden und originellen Polterabendgedichte (Julklapp), Dich 
tungen, welche zum Gejammtbilve des literariſchen Wirkens und Schaffens 
ritz Reuters ganz unentbehrlich ſind. Dieſe 2 Ergänzungsbände ſchließen 
ich in Format, Druck und Einband genau an die erſten 7 Bände an. Bei 
dieſer Gelegenheit wollen wir noch des im gleichen Verlage erſcheinenden 
„Plattdütſchen Husfründ“ gedenken, welche Zeitſchrift wir jedem wahren 
Freunde des Plattdeutſchen wegen ihres reichen und gediegenen Inhalts 
nur warm empfehlen können. - 


Nr. 22 der Wochenſchri a 
Dämonen. Roman von Adolf Glaſer. — Pappel und Rebe. Gedicht von 
Friedrich von Bodenſtedt. — Graf Peter Schuwaloff, der ruſſiſche Friedens⸗ 
Apoſtel, von Leopold von Matzner. 1. — Der Geigerkönig in Wien. Eine 
kritiſche Slizze von J. 1 — Eine unſtttliche Schriftſtellerin. Lite⸗ 
raturhſſtoriſche Skizze von M. — Der Goldſchmied zu Bagdad. Ein morgen⸗ 
ländiſches Märchen von Emil Taubert. — Dramaturgiſche Beiträge von 


Silveſter Frey. 


Lobe- Theater. 


Sonnabend, den 22. 2% Zur 
Feier des Allerhöchſten Geburts⸗ 
tages Sr. . des Kaiſers 

* r 


Billige Papiere, 
Um mit einigen älteren Ber 
ſtänden vor unſerem Umzuge 


und Köni eſt- Ouverture nach Schweidnitzerſtraße 12 zu 
von W Prolog, gedichtet räumen, verkaufen wir bis 1. 
von W. : 


0b geſprochen von 
Herrn Panſa. Hierauf: Z. 8. M.: 
„Bocegccio.“ Komiſche Operette 
in 3 Acten von F. Zell und Rich. 
Sende. Muſik von F. v. Suppe. 


Speclalite. 2 


Verlobun 8. u. Hochzeits- Anzeigen 
(und andere Familien-Anzeigen). 


ril: [4075] 
Geleimt Bütten⸗Noyal⸗Pack⸗ 
papier, 6 Mk. à Rieß. 
Canzlei, 3 Mk. à Rieß, ſchwe⸗ 
rere Sorten 4—6 Mk. 
Concept, 2% Mk. à Rieß, 
ſchwereres 2-4 Mt. 

Die beſſeren Sorten ſind 
Behörden und Rechtsan⸗ 
wälten ſehr zu ne 

Engliſch geripptes ſchweres 


. etav⸗Poſt 
Visiten- u. dress-Karten. Han Couverts mit Druck, 
Grareur-Mrbeit.(Siegelu. Stempel) 4 Mk. à Mille. 


Proben auf Verlangen franco. 


Lask &Mehrländer, 
bis 1. April Nicolaiftr. 76, 


vom April ab 
Schweidnitzerſtraße 12. 


N Euren-Burger Briefe. BG 
Huren Mitgl.-Dipiome b. Vereine. 
Schnellste Antertigung 
Kaufmänm. m. Iandwirths. Formulare. 
Artiſt. Inſt. M. Spiegel, Breslau. 

Die Nuſſiſche e von B. Persicaner 
in n offerirt Prima Aſtrachaner Caviar, 
noch vor der Peſt bezogen, das Btto⸗Pfd. mit M. 4,50. 


Verantwortli Redacteur: Dr. Stein. 
Deud von Graf, Berka. Coup. (. Fredrich in Breslan. 


„Mehr Licht“, bringt u. A.: Weibliche 


| 
| 


